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0. C. Landtags ⸗Verhandlungen. 


5. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 26. November. 

11 Uhr. Am Miniſtertiſch Leonhardt mit zahlreichen Commiſſarien. 

Die beiden Abgeordneten des 1. und 2. ſchleswig⸗holſteiniſchen Wahl⸗ 
bezirkles Krüger und Laſſen haben ihr Mandat niedergelegt. Die An: 
ordnung von Neuwahlen ſteht bevor. Eingegangen ſind Geſetzentwürfe, 
betr. die Errichtung von Landes⸗Cultur⸗Rentenbanken, die Bildung von 
Waſſergenoſſenſchaften, die heſſiſche Brandverſicherungsanſtalt, endli betr. 
Abänderungen über die Zuſtändigkeit des Finanzminiſters für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten und des Miniſters für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 0 0 0 

Auf der Tagesordnung ſteht die zweite Berathung des Geſetzentwurfes, 
betr. die Verwendbarkeit der im Geſetz vom 17. Juni 1874 für 
den Bau der Eiſenbahn von Dortmund nach Ober hauſen reſp. 
Sterkrade nebſt Zechenbahnen bewilligten Geldmittel. 
Von den bewilligten 18,900,000 Mark ſoll ein Betrag bis zu 3,600,000 M. 
zur Herſtellung von Bahnverbindungen der Dortmund⸗Oberhauſener 
Bahn mit Zechen und anderen induſtriellen Etabliſſements, ſo wie zu 
en zu den Baukoſten dieſer Bahn⸗Verbindungen verwendet werden 

rfen. 

Hammacher beantragt, dieſes Geſetz auch auf die Strecke Dortmund⸗ 
Welver auszudehnen. enn auch die Geldmittel für die Strecken Dort⸗ 
mund⸗Oberhauſen und Dortmund⸗Welver in verſchiedenen Finanz⸗Geſetzen 
bewilligt worden ſind, ſo iſt doch die Strecke Oberhauſen⸗Welver ein 
wirthſchaftliches Ganzes; — dieſe Linie durchzieht das bekannte Kohlen⸗ 
und Eiſen⸗Revier des Nieder⸗Rheins und Weſtfalens. Die Regierung hat 
7 in dem Amendement eine Verbeſſerung ihrer Vorlage anerkannt. 

erger, der dieſes Amendement für wohlbegründet hält, fragt, ob die 
Regierung beabſichtigt, in den Verträgen mit den Zechen und anderen 
Gtablifjements folgende zwei wichtige Rechte ſich vorzubehalten: erſtlich das 
Recht, auch anderen Etabliſſements den Anſchluß an ſolche Zweigbahnen 
zu geſtatten, ſelbſt wenn der Eigenthümer der Zweigbahn einen ſolchen An⸗ 
a der Concurrenz wegen als nicht in ſeinem Intereſſe liegend erachtet; 
erner das Recht, dieſe kleinen Bahnen anzukaufen. Zuweilen empfiehlt 
ſich die Verlängerung ſolcher Bahnen und dann muß der Staat das An⸗ 
fangsſtück leicht erwerben können. 

Reg.⸗Commiſſar Geh. Rath Fröhlich: Ob in den bereits abgeſchloſſenen 
Verträgen dem Staat das Ankaufsrecht vorbehalten iſt, iſt mir im Augen⸗ 
blick nicht gegenwärtig; regierungsſeitig ſteht einer ſolchen Klauſel kein Be⸗ 
denken entgegen; aber die Nom werden wohl auf eine derartige Beſtim⸗ 


Pf. 


mung nicht gern eingehen. Jedenfalls wird die Regierung bemüht ſein, die 
Verträge in der gewünſchten Form abzuſchließen. Soweit ich mich entſinne, 
8 Bft a en keräge eine Beftimmung aufgenommen, daß der Anſchluß anderer 

z r h . : 
erh . et werden muß; und ſie wird auch in Zukunft aufge 

Der Antrag Hammacher und mit dieſem der einzige Paragraph der Vor⸗ 
lage wird darauf angenommen. 

1 Es folgt die erſte Berathung des Geſetzentwurfs wegen anderweitiger 
Faſſung des § 41 des Geſetzes, betr. die Ausführung des Bundes⸗ 
geſetzes über den u Ha ae vom 8. März 1871. 
Nach dem einzigen Artikel des Geſetzentwurfes ſoll ver richterliche 
eamte der Deputation für das Heimathsweſen aus den am Sitze der 
Deputation ein richterliches Amt bekleidenden Perſonen, der Verwaltungs⸗ 
eamte aus den am Sitze der Deputation fungirenden etatsmäßigen 
gliedern der Regierung oder des 3 zu Berlin, 
denten ewe der Landdroſtei, oder aus der Zahl der dem Ober⸗Präſi⸗ 
ade eigeordneten Räthe für die Dauer ihres Hauptamtes ernannt 
Abg.; rentzel erkennt die Zweckmäßigkeit der Aenderung in Betreff des 
richterlichen Bean an; nach der beſtehenden Beſtimmung ſoll der richter⸗ 
liche Beamte einem Collegium angehören; da ſich ſolche Collegien nun in 
Zukunft an manchen Sitzen der Heimathsdeputationen nicht mehr befinden 
werden, jo fell der Amtsrichter die Stellung bekleiden können. Der weitere 
nhalt des Paragraphen ſei dagegen Bedenken erregend. An die Stelle der 
Seputation für das Heimathsweſen iſt in den Kreisordnungsprovinzen das 
erwaltungsgericht getreten; deshalb iſt es fehlerhaft, die Worte: „oder des 
Polizeipräſidiums in Berlin“ beizubehalten. Daraus könnte leicht die An⸗ 
icht hergeleitet werden, daß in das Verwaltungsgericht ein Beamter der 
1 reſp. des Polizeipräſidiums zu Berlin im Nebenamte ir ar 
werden kann, was ein Eingriff in die Selbſtverwaltung wäre. Redner 
u deshalb die Worte: „oder des Polizei⸗Präſidiums zu Berlin“ zu 
ichen. 

Geh. Reg.⸗Rath Wohlers hält das Bedenken des Vorredners für un⸗ 
begründet; das vorliegende Geſetz ſei nur eine Correctur des Geſetzes zur 
der gema des Reichsgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz in Betreff 
der Heimathsdeputationen; es hat alſo auf die Conſtituirung der Verwaltungs⸗ 
gerichte keinen Einfluß. 

Cherty erklärt ſich ebenfalls für die vorgeſchlagene Streichung, weil 
11 n der Worte einen Eingriff in die Selbſtverwaltung herbei⸗ 

ren könne. 

Löwenſtein hält den Streit für unerheblich; an Stelle der Heimaths⸗ 
deputationen ſeien in den Kreisordnungsprovinzen durch das Geſetz die 
Verwaltungsgerichte geſetzt, alſo ſei von einer Anwendung dieſes Geſetzes 
in den Kreisordnungsprovinzen gar leine Rede; beſonders beſtehe in Berlin 
eine Heimathsdeputation, und ſo könne materiell in Bezug auf das Ver⸗ 

altungsgericht gar kein Nachtheil entſtehen. 2 
die Damit ſchließt die erſte Leſung. In der zweiten beantragt Frentzel 
e . der Worte: „oder des ee Präſidiums in Berlin“, 
Palchem ntrage das Haus mit ſehr großer Majorität beitritt. Der einzige 
aragraph der — 49 


de folgt die erſte 


wird mit dieler Streichung angenommen. 
1 erathung des Entwurfes einer Hinterlegungs⸗ 
ung. 
R Abg. Köhler (Göttingen) erkennt in der Vorlage eine Ausführung der 
Machs iuſttsgesebe und die Unificirung des De für die ganze 
als arhie. Das Princip, die Amtsgerichte und über ihnen die Regierungen 
N Hinſerlegungsbehörde einzuſetzen, ſei zu billigen; zweifelhaft ſei nur, 
ade Grenze zwiſchen beiden Behörden überall richtig gezogen ſei. In 
Fenner beſtehe eine ſolche Einrichtung, die Centralbehörde war aber die 
uin descredit⸗Anſtalt und es ſei fraglich, ob dieſer Modus nicht beizubehal⸗ 
Mist Das größte Gewicht ſei aber darauf zu legen, daß dem Publikum 
füge oft wenig Beſchwerden erwachſen; deshalb empfehle es ſich, die Be: 
ale der Amtsrichter etwas weiter auszudehnen, damit das Publikum 
gezwungen werde, die Gelder an die Centralſtelle zu ſenden, was mit 
enmterigkeiten und Gefahr verbunden ſei. Redner beantragt, den Geſetz⸗ 
tracdürf einer Commiſſion von 14 Mitgliedern zu überweiſen, welchem An: 
1 das Haus beitritt. l 
top 8 e die Interpellation des Abg. v. Schorlemer⸗Alſt und Ge⸗ 
it en, welche an die Staatsregierung die Frage richten, ob dieſelbe gewillt 
den u Bundesrathe des Deutſchen Reiches geſetzgeberiſche Maßregeln gegen 
fab überhand nehmenden Wucher zu beantragen, welche auf: 1) Wiederein⸗ 
Undang von Binsbejhränfunden 2) Wiedereinführung der civilrechtlichen 
maßzebindlichkeit wucheriſcher gechtsgeſchafte und Sttarbarleit des gewerbs⸗ 
kun gen Betriebes, ſowie der Verſchleierung ſolcher Geſchäfte, 3) Beſchrän⸗ 
der allgemeinen Wechielfähigteit gerichtet find. 
wollen Juſtizminiſter erklärt, die Interpellation ſofort beantworten zu 


halten. von Schorlemer⸗Alſt: Ich habe meine Anfrage allgemein ge: 
rung & weil es mir zunächſt nur darauf ankommt, zu wiſſen, ob die Regie⸗ 
feitg Scheit iſt, gegen die überhandnehmende Calamität des Wuchers ihrer: 
weil dichritte zu thun, und fie gleich zu Anfang der Seſſion vorgebracht, 
I gie von Tag zu Ta er werdende Noth ſofortige Abhilfe verlangt. 

Aterpellalion ließe f h kurz und bündig begründen mit den Worten: 


4 1806 etbichrei aus Stadt und Land“. Als die Verordnung vom 12. Mai 


und das Vundesgeſetz vom 14. November 1867 erlaſſen wurden, welche 


* 15 


Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem üdernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf bie Auen . welche Sonntag einmal, Montag 
a 


4. 


K 


Neunundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


6 x 
zweimal, an ben übrigen 


Mittivod, den 27. November 1878. 


— 


gen dreimal erſcheint. 


die Wuchergeſetze beſeitigten, mochte die Abſicht eine gute fein. Die Einen] v. Hammerſtein, Schröder⸗Lippſtadt, v. Wedell⸗Malchow, Windthorſt⸗Meppen, 


folgten der doctrinären Anſchauung von der unbedingten Freiheit der Be⸗ 
wegung, die Anderen glaubten, daß es ſich um die Beſeitigung eines Noth⸗ 
ſtandes handele. Der damalige Handelsminiſter Graf Itzenplitz begründete 
unter Zuſtimmung eines großen Theiles des Hauſes die Vorlage von 1867 
damit, daß er ſagte: „Der Nothſtand wäre vielleicht nicht ſo groß geworden, 
wenn die Nation an den Krieg geglaubt hätte. Die Papiere ſtanden hoch 
und die Leute, welche ſie ohne bedeutenden Schaden hätten verkaufen oder 
lombardiren können, thaten das nicht. Als mobil gemacht wurde, kam der 
Schrecken ins Land und nun geriethen ſelbſt reiche Corporationen in die 
1 Vevlegenheit. Da kamen ſie zu mir und verlangten Hilfe; es mußte 
Rath geſchafft werden, und die Frage drängte ſich auf: Sollen die Leute 
theures Geld bekommen oder gar keines? Ich 1 immer die Antwort ge⸗ 
hört: Lieber theures, als gar nichts. Ebenſo verhielt es ſich mit den Grund⸗ 
beſizern; ich weiß, wie einem verſchuldeten Landſunker zu Muthe iſt, denn 
ich bin von Natur ein Landjunker. (Heiterkeit. ) Man kann freilich von dem 
Grafen Itzenplitz nicht behaupten, daß er damals conſervativ war, das beißt, 
conſervative Anſchauungen hatte. Heute drängt ſich uns ein gewiſſes Lächeln 
auf und wir zucken die Achſeln, wenn wir eine ſo wichtige Vorlage mit 
ſolchen Gründen gerechtfertigt ſehen. 1175 

In dieſem Sinne hat auch der Abg. Reichenſperger damals dem Miniſter 
geantwortet, indem er hervorhob, daß die Uebermacht des Capitals über die 
Arbeit ſchon jetzt zu groß ſei und daß die letztere durch eine völlige Frei⸗ 
gebung des Zinsfußes immer ungünſtiger geſtellt werde. Die damaligen 
Abſichten mögen gut gemein ſein; heute ſind fie den Thatſachen gegenüber 
nicht mehr haltbar. Was wir über die Vorgänge im Eiſenacher Oberland 

eleſen haben, iſt keine vereinzelte Erſcheinung; wir finden daſſelbe am 
hein, in Weſtfalen, in Heſſen, Schleſien und beſonders in Poſen. Aus 
Stadt und Land ergeht ein Nothſchrei zur Abhilfe. Auf dem Congreß des 
Vereins ſelbſtſtändiger Handwerker Deutſchlands, welcher 40,000 Mitglieder 
zählt und ſich über 47 Städte erſtreckt, wurde eine Reſolution gefaßt, daß 
die Aufhebung der Wuchergeſetze das Handwerk auf das Tiefſte ſchädige. 
Die Lage des Grundbeſitzes und der Landwirthſchaft iſt zur Zeit eine ſehr 
traurige; alle Wurzeln der productiven Thätigkeit der Nation ſind don 
Krankheit angefreſſen. Der Landmann iſt genötbigt, für ſeinen Betrieb und 
für die Einhaltung ſeiner Verpflichtungen ſeine Zuflucht zum Credit zu 
nehmen und wird ganz beſonders von Mulbererh ausgebeutet. Am Rhein 
müſſen Grundbeſitzer ſich an Banken und Gelddarleiher wenden. Das 
Organ des deutſchen Vereins am Rhein ſpricht na unter Hinweis auf die 
in Elſaß⸗Lothringen noch beſtehenden franzöſiſchen Beſtimmungen gegen den 
Wucher, dahin aus, daß es Zeit wäre, auch für das übrige Deutſchland die 
Wucherfreiheit aufzuheben. Da dieſer Wunſch von dem gedachten Organe 
ausgeht, ſo habe ich vielleicht heute den Abg. v. Sybel auf meiner Seite. 
(Heiterkeit.) Der kleine Handwerker und Beamtenſtand iſt vielleicht noch 
ſchlimmer daran. Der letztere iſt nach dem Organ des deutſchen Beamten⸗ 
vereins in Berlin allein mit einer Schuldenlaſt von nahezu drei Millionen 
Mark behaftet, mit denen er ſich vorzugsweiſe in den Händen der Wucherer 
befindet. In dieſem Organ heißt es: Das Fauſtrecht des Mittelalters iſt 
mit der 10e Poet l wieder aufgelebt. Das Ritterthum hatte wenigſtens 
noch einige Poeſie; hier zeigt ſich der Egoismus in unverſchämteſter Nackt⸗ 
heit (Heiterkeit). 1 

In Berlin haben ſich die Rückkaufsgeſchäfte in wenigen Jahren von 40 
auf 100 und 1000 vermehrt, und ſie ſind auch in die Provinzen gedrungen. 
In Berlin, jo wird mir geſchrieben, ſieht man Einen, der 60 pt. nimmt, 
noch . nicht als Wucherer an, der beginnt erſt bei einigen 100 Procent. 
Die Darlehen werden von den weniger beſitzenden Volksklaſſen meiſt zu 
conſumtiven Zwecken aufgenommen, und hierin liegt ein unterſcheidendes 
Mertmal; ein Kaufmann, oder Induſtrieller, der ſein Capital vielleicht zwei⸗ 
oder dreimal im Jahre umſetzt und damit möglicherweiſe 20 pCt. verdient, 
der kann wohl 15 pCt. zahlen. Beim Erlaß des Geſetzes vom 14. Nopbr. 
1867 hatte man gehofft, daß der Wucher abnehmen und der Zinsfuß niedri⸗ 
ger werden würde. Beide Hoffnungen ſind fehl geſchlagen. Die Höhe der 
Zinſen richtet ſich auch nicht nach Capitalsangebot und Nachfrage auf dem 
Geldmarkt, ſondern nach der Noth auf der einen und der Niedertracht und 
Raubgier auf der andern Seite. (Hört) Die Unternehmungen Schulze⸗ 
Delitzſch's und Reifeiſen's find dem Wucher nicht erheblich entgegengetreten. 
Ein Geſichtspunkt erſcheint mir am bedeutendſten: das allgemeine Rechts⸗ 
gefühl wird auf das ſchwerſte verletzt dadurch, daß die Ausbeute der Noth 
und der ſchmählichſte Betrug bei dieſen Geſchäften ſtraflos bleibt. Der 
Staat muß ſogar ſeinen ſtarken Arm herleihen zum Ruin der Opfer des 
Wuchers, die er ſchließlich aus dem Beſitz ausweiſen muß. Und wird die 

roße Zahl dieſer Opfer nicht der Socialdemokratie in die Arme getrieben? 

en Widerſpruch zwiſchen Recht und Moral kennzeichnet ein Bericht, den 
ich neulich in einer Zeitung las; eine Frau klagt auf Eheſcheidung, weil 
ihr Mann Wuchergeſchäfte betreibe. Der Richter hat die Ehe getrennt, weil 
trotz der Aufhebung der Wuchergeſetze ein Wucherer doch ein Menſch ſei, 
mit welchem zuſammen zu leben einer Frau nicht zugetraut werden könne. 
Man wird einwenden, daß mit Einführung von Wuchergeſetzen dem Wucher 
doch nicht Leſteuert würde, daß dieſe Geſee umgangen würden. Aber läßt 
man den Diebſtahl oder ein anderes Verbrechen ſtraflos, weil man durch 
Strafgeſetze den Diebſtahl nicht verhindern kann? Und der Wucher iſt der 
raffinirteſte Diebſtahl, den es geben kann. Es können ja auch entſprechen⸗ 
dere und angemeſſenere Geſetze gegen den Wucher getroffen werden als bisher. 

Ferner ſagt man, es ſei unzuläſſig, die Freiheit des Einzelnen ſo unter 
Bevormundung zu ſtellen. Wo iſt aber ein Staat, in dem die Bevormun⸗ 
dung in religiöſer, politiſcher, ſocialer und gewerblicher Beziehung ſo groß 
iſt wie bei uns? Wenn große communale Verbände zur Aufnahme eines 
Darlehns von einigen Hundert Thalern erſt das Placet eines Regierungs⸗ 
raths erhalten müſſen, dann ſollte man ſich nicht ſträuben, die Bevormun⸗ 
dung da eintreten zu laſſen, wo es ſich um die Schädigung des Einzelnen 
durch Betrug handelt. Im Reichstag hat leider ein Miniſter geſagt: Die 
Dummen, welche ihr Geld verlieren wollen, könne man nicht ſchützen. So 
lange man aber anerkennt, daß die großen Verbände, von denen ich ſprach, 
ſo dumm ſind, ſo lange kann man auch den Einzelnen ſchützen. Wir haben 
ja ein Geſetz gegen die Reblaus, gegen die Wucherblume gemacht, nun, der 
Schaden, der durch den Geldwucher angerichtet wird, iſt größer, als der 
durch die Reblaus und Wucherblume (Heiterkeit), Vor allen Dingen muß 
aber die allgemeine Wechſelfähigkeit beſchränkt werden, So lange dies nicht 
geſchieht, kann dem Wucher nicht wirkſam entgegengearbeitet werden und 
wir würden bald in Maſſe Wechſel haben, die über das Darlehn und die 
wucheriſche Proviſion zuſammen lauten, ſo daß es unmöglich wäre zu er⸗ 
ſehen, welche Zinſen genommen worden ſind. Der Wechſel iſt für Handel⸗ 
und Gewerbtreibende abſolut nothwendig, aber nicht für Andere, und dieſe 
Leute, die kleinen Landwirthe und Handwerker, werden ganz zufrieden ſein, 
wenn ihnen ein Vorrecht entzogen wird, das ihnen mehr Schaden als Nutzen 
bringt. Ich hoffe, daß die Staatsregierung ſelbſt das Bedürfniß fühlt, 
gegen einen fort und fort freſſenden Krebsſchaden die Initiative zu ergreifen 
und entſprechende Anträge beim Bundesrath zu ſtellen. Solte ich mich 
irren, ſo behalte ich mir vor, im Reichstage mit meinen politiſchen Freun⸗ 
den diesfalſige Anträge zu ſtellen. (Beifall rechts,) 

Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Die königliche Staatsregierung iſt zu 
ihrem Bedauern nicht in der Lage, auf die Fragen der Interpellation eine 
präciſe dejahende oder verneinende Antwort zu ertheilen. Eine ſolche Ant⸗ 
wort hat zu ihrer nothwendigen Vorausſetzung eine ausgedehnte Prüfung 
der Verhältniſſe, insbeſondere des Vedürfniſſes und der Möglichkeit 
wirkſamer, legislativer Vorkehrungen, eine Prüfung, die längere Zeit in 
Anſpruch nimmt, ſchon allein mit Rückſicht auf die Herbeiſchaffung des die 
Prüfung bedingenden und dieſelbe fördernden Materials. Uebrigens erkläre 
ich, daß die Regierung die Bedeutung des Gegenſtandes der Interpellation 
in leiner Weiſe verlennt und dieſem Gegenſtande nach wie vor ihr lebhaftes 
Intereſſe widmen wird. 5 0 

Auf Antrag des Abg. Dr. Meyer (Breslau) beſchließt das Haus ein⸗ 
ſtimmig, in die Beſprechung des Gegenſtandes der Interpellation einzu⸗ 
treten und es melden ſich gegen die Tendenz des Interpellanten zum 
Wort 6 Redner (Dr. Meyer, Braun, Hundt v. Hafften, Windthorſt⸗Biele⸗ 


feld, Naſſe und Dr. Löwe); für dieſelbe 8 Redner (d. Meyer, Reichenſperger, 


v. Schorlemer-Alſt und v. Stablewski). 

Abg. Meyer (Breslau); Ich betrachte die Interpellation nicht lediglich 
als einen Ausdruck berechtigter Wißbegierde, die durch die Antwort des 
Miniſters, ſo weit dieſelbe eben reicht, befriedigt iſt, vielmehr als den ſtärk⸗ 
ſten aggreſſiven Vorſtoß gegen die ganze neuere Geſetzgebung, den präci⸗ 
ſeſten Ausdruck der ſich geltend machenden Reactionsgelüſte, und deshalb 
iſt fur mich und einen Theil meiner Freunde der erſte Augenblick der ger 
nehmſte, um zu bekunden, daß wir uns dieſer Strömung, unbekümmert um 
die Laune des Tages und um vorübergehende Zuſtände, widerſetzen werden. 
Bei der Entſtehungsgeſchichte, die der Interpellant über die Aufhebung der 
Wuchergeſetze gegeben hat, fielen mir die Worte ein: „über dieſe Beſchrei⸗ 
bung vergeſſe ich den ganzen Krieg.“ Man ſollte danach meinen, daß ohne 
Zwang von Außen, unvermittelt und unvorbereitet es 1866 einigen Doc⸗ 
trinären eingefallen ſei, die Wuchergeſetze vertragen ſich nicht mit unſerer 
Theorie, und daß Mißverſtändniß und Unkenntniß der Verhältniſſe zur 
Aufhebung dieſer Geſetze führten. Nach dem Studium der geſchichtlichen 
Vorgänge geſta ten ſich die Dinge doch weſentlich anders. Wenn man der 
liberalen Partei den Vorwurf macht, daß ſie durch Aufhebung der Wucher⸗ 
geſetze unſägliches Unglück über das Land gebracht, ſo iſt dieſer Vorwurf 
unbegründet. Die liberale Partei hat ſich vergeblich bemüht, die Wucher⸗ 
geſetze abzuſchaffen. Es haben Verhältniſſe eintreten müſſen, welche ein 


conſervatives Miniſterium zwangen, der liberalen Partei das Verlangen zu 


erfüllen, welches durchzusetzen fie ſich ohnmächtig gezeigt hat. 

Als im Jahre 1859 die Regierung den Entwurf einer Novelle zum 
Strafgeſetz vorlegte, befand ſich außer anderen meiſt unerheblichen Beſtim⸗ 
mungen auch eine Vorſchrift über die Suläffgfeit von mildernden Umſtän⸗ 
den beim Wucher, während bis dahin jeder Wucher neben Geldſtrafen auch 
Gefängniß⸗ und Ehrenſtrafen nach ſich zog. Dieſer Entwurf wurde vom 
Herrenhauſe mit überwältigender Majorität abgelehnt, weil man nicht durch 
Bewilligung deſſelben zugeſtehen wollte, daß beim Wucher mildernde Um⸗ 
ſtände zur Geltung kommen könnten. Man wollte nicht damit den erſten 
Schritt thun zur Abſchaffung der Wuchergeſetze, ſondern das alte Strafrecht 
in ſeiner ganzen Härte aufrechterhalten, obwohl das damalige Miniſterium 
erklärte, es habe die mildernden Beſtimmungen gerade deshalb vorgelegt, 
um deſto ſicherer den Kern der Wuchergeſetze aufrecht erhalten zu können. 
Ein Entwurf der Regierung auf Aufhebung der Wuchergeſetze wurde im 
Herrenhauſe mit 92 gegen 8 Stimmen abgelehnt. Vergebens wies im jr 


genden Jahre die liberale Partei darauf hin, daß der ausgedehnte Verkehr 


in Staatspapieren, daß die allgemeine Wechſelfähigkeit, daß die Beſtimmun⸗ 
gen des inzwiſchen in Kraft getretenen Handesgeſetzbuches es unmöglich 
machten, in den noch beſtehenden Beſtimmungen einen klaren geſetzgeberi⸗ 
ſchen Zuſammenhang zu erkennen. Tretz dieſer Bemühungen mußten wir 
die Hoffnung auf Abſchaffung der Wuchergeſetze aufgeben. Als der Krieg 
von 1866 dann bevorſtand, hob das damalige ſtreng conſervative Miniſte⸗ 
rium auf dem Verordnungswege dieſe Beſtimmungen anf, (Hört!) weil es 
zu der Einſicht gekommen war, ſie ſeien unmöglich länger zu halten 5 5 
im Mai 1866), ja im Mai 1866. Herr Graf Itzenplitz, von deſſen Aeuße⸗ 
rungen uns Herr College von Schorlemer nur einen kleinen Theil mitge⸗ 
theilt hat, ſchilderte in der beredteſten Weiſe den damaligen Zuſtand. Er 
ſagte, wie die Leute gekommen ſeien und gebeten hätten, überhaupt die 
Möglichkeit zu eröffnen, Geld zu erhalten. Herr von Schorlemer hat er⸗ 
klärt, er gehe an ſolchen Aeußerungen mit Achſelzucken vorüber. Darüber 
hä eg muß ich allerdings dem Herrn Grafen Itzenplitz ſelbſt 
überlaſſen. 2 

Ich habe aber einen zweiten Zeugen aus der Mitte des damaligen 
Staatsminiſteriums anzuführen: Herrn Grafen Lippe. Von dem Herrn 
Grafen Itzenplitz bezweifelt der Herr v. Schorlemer, daß er damals noch 
conſervativ geweſen ſei, ich weiß nicht, ob er denſelben Verdacht auch gegen 
den Grafen Lippe aufrecht erhalten kann. (Heiterkeit) Graf Lippe hielt 


damals eine Rede, die mir unter allen Reden, die ich jemals . oder 


geleſen habe, ohne Vergleich am beſten gefallen hat, und ich kann fagen, 
um meinen heutigen Standpunkt zu bertheidigen, brauche ich mich nicht auf 
den Standpunkt der ſogen. Mancheſterpartei, auf dem ich mich allerdings 
mit Vorliebe bewege, zu ſtellen. Ich finde hinter der Rede des Grafen 
Lippe Schutz gegen alle die Angriffe, gegen die damaligen Maßregeln der 
Regierung. Die Gedanken, die Graf Lippe in vollkommen klarer Weiſe 


durchführte, waren folgende: Erſtens die Erfabrung hatte gezeigt, daß man 


bereits wiederholt zu der Maßregel habe ſchreiten müſſen, wenigſtens vor⸗ 
übergehend die Wuchergeſetze aufzuheben; eine ſolche vorübergehende Auf⸗ 
hebung habe daher noch immer ſegensreich gewirkt; man würde wieder, 
weil man die Wuchergeſetze nicht ertragen könne, zu vorübergehenden Auf⸗ 
hebungen ſchreiten müſſen und dieſe Unterbrechung der Stetigkeit des Rechts⸗ 
gefühls ſei das Allerverderblichſte. Sein zweiter Grund war der, daß die 
Geſtaltung des Marktes mit Staatspapieren Jedem die Möglichkeit eröffne, 
ſich höhere als nach dem Wuchergeſetze zuläſſige Zinſen zu ſchaffen, daß 
man deswegen dem Capital die Gelegenheit geben müſſe, auch auf dem 
Darlehnsmarkt zu concurriren. Er hat drittens dem Einwaud, daß dadurch 
der Credit dem Gutsbeſitzer ſich auf die Dauer pertheuern würde, den ganz 
richtigen Satz entgegenſtellt, daß niemals die Geſetze den Zinsfuß machen, 
ſondern die Umſtände und die Umſtände würden auch in Zukunft, gleich 
viel, ob Wuchergeſetze beſtehen oder nicht, über der Höhe deſſelben wachen. 
Ein Redner, der mit großer . und mit großer Gelehrſam⸗ 
keit eintrat für die culturhiſtoriſche ! edeutung der Wuchergeſetze, ſprach das 
Wort aus: „So bricht dieſe wohlthätige, dieſe nützliche, dieſe erhaltende 
die een uns unter den Händen zuſammen.“ Er hatte die Neigung, 
dieſe Geſetze aufrecht zu erhalten, aber er hatte die klare Einſicht gewonnen, 
es ſei unmöglich. Meine Herren, die Wuchergeſetze ſind nicht adde 
ſie ſind zuſammengebrochen unter dem Drucke der Umſtände, nachdem ſie 
lange durchlöchert waren. Es wurden Verſuche gemacht, wenigſtens einzelne 
Theile derſelben zu retten, aber wiederum war es der Graf Lippe, der 
Schritt vor Schritt erklärte, daß aus dem ganzen Trümmerwerle, das da 
vor uns liege, auch nicht mehr ein einziger Balken herauszuholen ſei. Und 
mit dieſen Trümmern wollen Sie ein neues Haus bauen? Man kann 
wohl ein baufälliges Haus durch längere Zeit erhalten, aber ſtellt doch nicht 
vou vornherein baufällige Gebäude her. Dieſer 12. Mai 1866 war ein 
ſehr bedeutungsvoller Tag,, das erſte Wetterleuchten jener Thatſache, die 
ſpäter hell durchgeſchienen hat, daß, wenn Preußen vorwärts will in Er⸗ 
füllung ſeines Berufes, es Frieden ſchließen muß mit den liberalen Ideen. 
Das conſervative Miniſterium war gezwungen, um ſeine auswärtige Politik 
damals durchzuführen, ſich mit den liberalen Parteien zu verſtändigen in 
Betreff dieſer Wuchergeſetze, während die conſerdative Partei denſelben am 
ſchroffſten entgegengetreten war. Wenn man immer und immer auf die 
Frage zurückkommt: iſt eine ſolche Geſetzgebung nützlich oder verderblich, ſo 
darf man bei dem einen oder anderen Theil deshalb nicht einen unheil⸗ 
baren Fehler des Schlußvermögens vorausſetzen, ſondern muß annehmen, 
daß die beiden Parteien ihre Erfahrungen aus ganz verſchiedenen Kreiſen 
entnehmen und hier iſt ein Punkt, wo ich mich zu meiner großen Freude 
mit Herrn v. Schorlemer begegne. Von der Seite, welche die Schädlichkeit 
der Wuchergeſetze behauptet, geht man aus von der Anſchauung des ge⸗ 
ſunden Verkehrs, der productiven Kreiſe, die keiner Beſchränkung bedürfen. 
Ein Mann, der Geld aufnimmt zu nüglichen, productiven Zwecken, zu 
deren Durchführung er den Charakter und die Intelligenz, aber nicht die 
Baarmittel hat, ein ſolcher Mann iſt vollſtändig vor der Gefahr geſchützt, 
einem Ausbeuter in die Hände zu fallen, dem ſoll man es überlaſſen, wie 
ohe Zinſen er bezahlen will. Aus dieſen Kreiſen hat ſich auch niemals 
Jemand hinterher wegen Bewucherung beklagt. (Ruf: Strousberg!) Hat 
Strousberg darüber geklagt, er ſei ein Opfer des Wuchers geworden? Ich 
glaube nicht, daß er dieſen Ausdruck gebraucht hat. (Ja wohl) M. H., 
dann gönne ich Ihnen die Autorität des Herrn Strousberg, und es iſt mir 
lieb, daß Sie mir keine zweite anzuführen haben. (Heiterkeit) Die Er⸗ 
fahrungen, welche für die Wiederherſtellung der Wuchergeſetze geltend gez 


macht werden, werden aus ganz anderen Kreiſen entnommen, aus dem 


Kreiſe der öconomiſch ſchwachen und wirthſchaftlich zurückgekommenen, der 
leichtſinnigen und verſchwenderiſchen Perſonen, welche gewerbsmäßigen 
Halsabſchneidern in die Hände gefallen ſind. Die Geſetzgebung hat in; 


* 


erſter Linie die Pflicht, für die ordentlichen und vorwärts ſtrebenden Leute 
zu ſorgen, ohne daß ich damit principiell jede ſtaatliche Bevormundung der 
zuletzt geſchilderten Art von Leuten ausſchließen will. Wie verabſcheuungs⸗ 
werth das Gewerbe des Wucherers iſt, darüber iſt man überall vollkommen 
einig, er ſteht moraliſch auf derſelben Stufe wie der Beſitzer von Spiel⸗ 
öllen, und eine aus dieſem Grunde ausgeſprochene Eheſcheidung iſt nicht 
auffallend. Bei den ſogenannten conſumtiven Darlehen liegt das Gemein⸗ 
ſchädliche gar nicht erſt in der Höhe der Zinſen, ſondern in einem der⸗ 
artigen Borgſyſtem überhaupt. Es wäre noch verderblicher, wenn es ohne 
jegliche Zinſen beſtände. Nach Kräften haben wir gegen ein ſolches Borg⸗ 
loten ewirkt durch die Aufhebung der Schuldhaft und die Beſchränkung 
des Lohnarreſtes. Das Geſetz vom Jahre 1857 iſt das einzige Wucher⸗ 
geſetz, welches dieſen Namen wirklich verdient: denn bis dahin beitrafte man 
den Wucher auch ohne den wucheriſchen Dolus. Nach dem allgemeinen 
Rechtsgefühl iſt nur der ein Wucherer, welcher die Noth, die Geſchäfts⸗ 
e den Leichtſinn Anderer ausbeutet, nicht aber der, deſſen 
hoher Zinsfuß vielleicht durch ein außerordentliches Riſico gerechtfertigt wird. 
Den erſteren trifft das Geſetz von 1857; viel genützt dat es aber nicht, 
es iſt umgangen worden, wie alle Wuchergeſetze. Die Diebſtahlsgeſetze 
werden nicht umgangen, ſondern offen verletzt, die Wuchergeſetze werden 
umgangen durch Einkleidung in immer neue Formen. Das Verbot der 
Annahme von Ehrenſcheinen iſt von Wucherern dadurch umgangen worden, 
daß ſie von dem Schuldner, um ihn in der Gewalt zu haben, nur falſche 
Wechſel nahmen. So wurde durch das Verbot dem Verbrechen in die 
Hand gearbeitet. Nichts deſto weniger billige ich dieſes Geſetz und wünſche 
deſſen Aufrechterhaltung, um dem ſchändlichen Wucherer jeden Anſpruch 
auf bürgerliche Achtung offen zu nehmen. Glauben Sie, dieſe Klaſſe von 
Leuten noch ſchärfer treffen zu können, ſo ſind wir bereit, darüber in die 
Unterſuchung einzutreten, obwohl ich mir einen praktiſchen Erfolg davon. 
nicht verſpreche. Aber wir müſſen Ihnen entgegentreten, wenn Sie durch 
Einführung der Wuchergeſetze den, nützlichen und productiven Verlehr 
1 wollen. Die Anregung dieſer Frage in dieſer Form iſt deshalb 
eſonders bedauernswerth, weil dadurch immer Erwartungen angeregt 
werden, die ſich nachher nicht erfüllen laſſen. Auf Reformen unſerer wirth⸗ 
ſchaftlichen Geſetzgebung einzugehen, ſind wir bereit. Nicht die liberale 
Geſetzgebung trägt Schuld an dem gegenwärtigen Nothſtande, ſondern der 
Umitand, daß die liberale Geſetzgebung zu lange ausgeblieben iſt. GHeiter⸗ 
keit) Das alte conſervative Gebäude iſt wie bei den Wuchergeſetzen ſo bei 
der Actiengeſetzgebung erſt gänzlich a ehe man ſich zu 
einer Aenderung entſchloß, und dadurch ſind alle dieſe wirthſchaftlichen Ge⸗ 
etze etwas übereilt gearbeitet worden. (Sehr richtig) Hätte man früher 
egonnen, ſo hätte man gründlicher ſein können. Reformen mögen nöthig 
ſein; aber einer echten Reform ſteht nichts mehr im Wege wie ein Repriſti⸗ 
nationsverſuch. Sie können nicht den widerſpruchsvollen Zuſtand, wie er 
bis zum Jahre 1866/67 beſtanden hat, wieder einführen wollen. Wenn Sie 
dem gewerbsmäßigen Wucher entgegentreten wollen, dann ſind vollſtändig 
neue Entwürfe nöthig. 5 F 
Mit ſolchen muß man hervortreten; denn die hier gegebenen allgemei- 
nen Andeutungen beſtärken die allgemeine Anſicht, eine gründliche Reform 
der Wirthſchaftsordnung ließe ſich in wenigen Tagen herſtellen, und daß 
irgend jemand die perſönliche Schuld trage, wenn dieſe Reform nicht erfolge. 
Das habe ich an der Begründung der Interpellation auszuſetzen. Es iſt 
nicht möglich, eine Geſetzgebung zu ſchaffen, welche ohne den nützlichen 
productiven Kräften zu ſchaden, jenen Wucher unterdrückt, den wir als einen 
verderblichen erkennen, ſo wenig es möglich iſt, das Laſter in irgend einer 
Form auf dem Wege der Geſetzgebung aus der Welt zu ſchaffen. Zu Re⸗ 
ormen ſind wir geneigt, Repriſtinationsverſuchen werden wir widerſtreben. 
ch warne Sie davor, an die Wiederbelebung einer Geſetzgebung zu den⸗ 
en, die vergangenen Zeiten angehört, von der man ſagen kann: „Und der 
Geiſt entflieget, weil ihm Leid geſchah, und der Leichnam lieget zur Ver⸗ 
weſung da.“ (Beifall links.) 5 
FR Abg. v. Meyer (Arnswalde): Mit Herrn v. Schorlemer bin ich der 
Meinung, daß es weniger auf die Beſeitigung der Wucherfreiheit, als auf 
die allgemeine Wechſelfähigkeit ankommt. Denn aus ihr folgt die Auf: 
hebung der Wuchergeſetze mit Nothwendigkeit, und ſo erklärt es ſich, daß 
conſervative Stimmen im Herrenhauſe und im Miniſterium ſich für die Her: 
ſtellung der Wucherfreiheit gefunden haben. Die Geſchäftsordnung ſoll vor 
Allem den Werth haben, den Schutz der Schwachen gegen die Starken, der 
Minorität gegen die Majorität zu ſein. Das ſollte der Charakter aller Ge⸗ 
etzgebung ſein. Doch das mag wohl eine veraltete Anſchauung aus dem 
tändiſchen Polizeiſtaat ſein, in dem ich aufgewachſen bin und deſſen Tra⸗ 
ditionen noch heute zu hegen ich mir als einen beſonderen Vorzug anrechne. 
- (Heiterkeit) Der ſtändiſche Polizeiſtaat ſchützte die Schwachen gegen die 
Starken überall: die Wechſelfähigkeit beſchränkte er auf die Leute, von denen 
er annahm, daß ſie wiſſen, was ein Wechſel überhaupt iſt; den armen 
Schuldner ſchützte er gegen den Wucherer durch ſtrenge Strafgeſetze und 
en dadurch, daß er dem Richter verbot, dem Wucherer bei der 
usführung feiner Geſchäfte zu helfen; in der Gewerbeordnung ſchützte er 
den kleinen Handwerker gegen die Ausbeutung durch das Capital; in der 
Vormundſchaftsordnung ſchützte er das Mündel gegen einen leichtſinnigen 
oder ungetreuen Vormund; in der Subhaſtationsordnung ſchützte er den 
erabgekommenen Grundbeſitzer wenigſtens gegen die raſche Austreibung. 


Sehr richtig!) 5 . 
Das Alles hat der Verfaſſungsſtaat 8 geändert. Er hat an⸗ 
inorität der Majorität 


gefangen auf politiſchem Gebiet, indem er die j 
egenüber rechtlos gemacht hat. Eine Partei, die das Unglück hat, in der 
Moritat zu ſein, kommt nicht zur Perception. Beweis iſt meine Fraction, 
die hier aus zehn Mitgliedern beſteht. (Heiterkeit.) Lachen Sie nicht! 
Wären wir hier ſo vertreten, wie wir der Zahl nach im Lande vorhanden 
find, jo wären ee zehnmal ſo viel in diefem Haufe; ein Beweis, daß 
die Minorität rechtlos gegen die Majorität wird, wenn nicht Zufälligkeiten 
ihr die Möglichkeit geben, bier und da einen durchzubringen. Ganz con: 
ſeaquent alſo hob der Verfaſſungsſtagt die Beſchränkung der Wechſelfähigkeit 
auf und mußte folgerecht auch die Wuchergeſetze aufheben. In Betreff der 
Gewerbeordnung werden Sie zugeben, daß da der Kleine nicht mehr Be 
ſchützt wird, im Gegentheil, das Capital den Kleinen ausbeuten kann. Bei 
der Vormundſchaftsordnung berufe ich mich auf die Vormundſchaftsrichter, 
die unter Ihnen ſind. Nach meiner Erfahrung hält heute eine große Zahl 
vielleicht wohlmeinender aber leichtſinniger Vormünder denjenigen Hppotheken⸗ 
locus für den beſten, den ſie in ihrer Hoſentaſche finden, um die Capitalien 
der Mündel anzulegen. Die herabgekommenen Grundbeſitzer ſind gefördert 
in derſelben Weiſe: man bringt ſie aus ihrem Beſitz mit der Schnelligkeit 
des Gedankens im Wege der Subhaſtation. Der Verfaſſungsſtaat ſchützt 
nicht mehr den Schwachen gegen den Starken, ſondern unterſtützt den 
Starken gegen den Schwachen und giebt dem Richter ſogar die meines 
Erachtens ſchmachvolle Verpflichtung dem Wucherer zu helfen, wenn es ſich 
darum handelt, ſeinem Opfer das Fell abzuziehen. Es muß für den 
Richter eine der ſchlimmſten Aufgaben ſein, in dergleichen Dingen zu erkennen. 
1 Wir können keine Geſetze für die Dummen machen, das iſt ja der Ge⸗ 
danke des heutigen Verfaſſungsſtagtes. Ich möchte Ihnen empfehlen, an 
die Aufhebung der allgemeinen Wechſelfähigkeit und Wucherfreiheit recht 
ernſtlich zu gehen; denn wenn dieſe Geſetze die Socialdemokratie nicht er⸗ 
zeugt haben, ſo haben ſie dieſelbe doch groß geſäugt, und Rekruten werden 
dadurch der Socialdemokratie immer zugeführt. Alle ſoliden Leute im 
Lande verlangen die Herſtellung eines geſunden en wie er unter 
dem alten, ſtändiſchen Polizeiſtaat geherrſcht hat. Wenn damals Conſerva⸗ 
tive für die Aufhebung der Wuchergeſetze Rar ace haben, ſo iſt das ja 
En den Miniſter Grafen Lippe bereits erklärt worden er zog einfach die 
Conſequenz aus der allgemeinen Wechſelfähigkeit, die er nicht verſchuldet 
hat. enn Conſervative für die Sache geſprochen haben, ſo waren es 
boöchſtens Einzelne, nicht die Partei, vermuthlich Freiconſervative. Das 
würde mich nun eigentlich nicht gerade ängſtigen; denn die Herren Freicon⸗ 
ſervativen ſind nach meiner Meinung mit den Nationalliberalen vollſtändig 
eins und daſſelbe. Ich kann keinen Unterſchied finden bis auf den ganz 
Aaußerlichen, daß die Herren Frciconſervativen Miniſter zu werden pflegen, 

die Herren Nationalliberalen nicht. (Große Heiterkeit.) 

Abg. Dr. Braun: Ich gebe einen Theil der Schilderungen des Abg. 
5 . näht de se aber partielle ap locale — — ge⸗ 

ralifir a r welch? 
Geſey vom 14. November 1867 ganze Deutſche Reich, für welchss das 
geſetz, welches abzuändern wir bier nicht die Gewalt haben. Wir können 
dem Reichstag gegenüber nur als Petenten auftreten. Ich hätte daher ge⸗ 
wünſcht, daß der Abg. v. Schorlemer, der auch Mitglied des Reichstages 
itt, feine dortige Stellung benutzt hatte, um denjenigen W 15 Ausdruck 
gu geben, von welchen er beſeelt iſt. Er verfolgt gewiß höchſt löbliche Ab⸗ 
5 Jule; aber bei der Gejebgebung kommt es auch darauf an, die richtigen 
Mittel zu ergreifen. Ob der Abg. v. Schorlemer dieſe im Sinne hat, könnte 
man nur dann beurtheilen, wenn er einen genau formulirten Geſetzentwurf 
vorlegte. Bei dieſer Allgemeinheit der Interpellation ſinde ich die Anwort 
des Suitigminifters wirklich außerordentlich begreiflich, auf Nichts kann man 
nicht Etwas antworten, und wenn ich Juſtizminiſter geweſen wäre, ſo hätte 
m den Interpellanten gebeten, ſelbſt einen Geſetzentwurf zu machen, um 
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lt. Es handelt ſich hier um ein Reichs- ſich 


ſich aller der Schwierigkeiten bewußt zu machen, die mit ſolchem Unterneh⸗ 
men verbunden find, bei welchem man bei jedem Unkraut, das man aus⸗ 
rottet, zugleich befürchten muß, das Tauſendfache an nützlichem Kraut zu 
vertilgen. Solche Mißgriffe in den Mitteln haben von jeher zu den trau⸗ 
rigſten Dingen geführt. Man hat den Leib der Menſchen verbrannt, in 
der löblichen Abſicht, ihre Seele zu retten. (Heiterkeit.) Man hat, wenn ein 
großes Viehſterben ins Land kam, unſchuldige Weiber als Hexen verbrannt, 
um das liebe Vieh zu retten; ein aufrichtiger Menſchenfreund iſt es ge⸗ 
weſen, der in Amerika ſich der rothen Race annahm und für die Einfüh⸗ 
rung der ſchwarzen Arbeiter ſprach,Jaus der der ſcheußliche Negerhandel mit 
allen ſeinen Gräueln entſprungen iſt. 

Das Bild, welches uns der Abg. v. Schorlemer entworfen hat, iſt doch 
etwas einſeitig. Er hat von der Niedertracht der Creditgeber geſprochen, 
nicht aber von dem Leichtſinn, von der Unverantwortlichkeit, ja von dem 
Betruge eines Creditnehmers, der ſich nicht ſcheut, alles Mögliche und Un⸗ 
mögliche zu verſprechen, wohl wiſſend, daß er ſeinen Verſprechungen zur 
Zeit nicht gerecht werden kann. Das iſt auch nicht jchön. (Heiterkeit.) 
Man muß doch das Bild nach dieſer Richtung etwas vervollſtändigen. 
Schon bei der Gelegenheit, als wir im Reichstage das Geſetz wegen Fälſchung 
der Nahrungs: und Genußmittel beriethen, habe ich hervorgehoben, daß, 
wenn man dieſe Fälſchungen funditus ausrotten könnte, das höchſt vor⸗ 
trefflich wäre: ich habe aber darauf aufmerkſam gemacht, daß von dem 
Augenblicke an, wo dieſes Geſetz am Horizont erſchien, offenbar in einem 
gewiſſen Kauſalnexus mit demſelben, eine große Läſſigkeit in der Bezahlung 
der Rechnungen der Weinhändler eintrat. Wiſſen Sie, wie das zuſammen⸗ 
hängt? Die betreffenden Kunden haben die Nahrungsmittel verwendet; als 
der Tag der Zahlung kam, ſagten ſie: Alles iſt gefälſcht; was wir 
getrunken haben, war gefälſcht. Das iſt der ißbrauch, der mit 
nützlichen Dingen getrieben werden kann, und an den muß man 
doch gelegentlich auch zuweilen erinnern. Der Abg. Meyer hat nament⸗ 
lich die Abſchaffung der allgemeinen Wechſelfähigkeit betont. Dieſer 
Gegenſtand iſt ſchon öfter, namentlich auch im preußiſchen Abgeordneten⸗ 
hauſe im Jahre 1865 erörtert worden. Es handelte ſich damals um einen 
Antrag des Abg. Werner auf Abſchaffung der allgemeinen Wechſelfähigkeit, 
verbeſſert durch einen Antrag des Abg. Wagener. In dem Commiſſions⸗ 
bericht heißt es wörtlich: „Für den Antrag Wagener auf Beſchränkung der 
Wechſelfähigkeit hat ſich kein einziges Mitglied der Commiſſion ausge⸗ 
Bann Auch nicht die hochconſervativen Mitglieder der Commiſſion! 

enn Sie alles abſchaffen und verbieten wollen, womit ar 
Mißbrauch getrieben werden kann, dann müſſen Sie auch Meſſer und 
en und wir müſſen unſer Eſſen & la turea zu uns nehmen. 

nrube. 

Wenn Sie die allgemeine Wechſelfähigkeit beſchränken, wollen Sie die 
Menſchen etwa mit einem rothen Strich bezeichnen, welche nicht wechſel⸗ 
fähig ſind? Wenn Sie das nicht wollen, dann entſteht die heilloſeſte Con⸗ 
fuſion. Es iſt ja ſchon ein Mißſtand, daß wir ein anderes Handelsrecht 
und ein anderes Obligationen-Recht haben und der Wunſch nach 
einer Uniformirung beider iſt ſchon vielfach mit Recht ausgeſprochen worden, 
weil fortwährend aus der Frage: „Wer iſt Kaufmann? was iſt ein Handels⸗ 
Geſchäft?“ unangenehme Weiterungen und Irrungen entſtehen. Mit dem⸗ 
ſelben Rechte, mit dem Sie hier durch Abſchaffung der allgemeinen Wechſel⸗ 
fähigkeit unſere Mitbürger in Dispoſitionsſähige und Dispoſitionsunfähige 
theilen, können Sie die allgemeine Wehrpflicht abſchaffen, weil es ſtarke 
und ſchwache Menſchen giebt, ja Sie müſſen das noch viel wichtigere allge⸗ 
meine Wahlrecht abſchaffen. Früher hatte der Antrag des Abg. Wagener 
noch einen Sinn, damals beſtand die Schuldhaft noch. Um dem Wucher 
aber entgegenzutreten, haben wir dieſe abgeſchafft. Die Ausführungen des 


Interpellanten über die Zinstaxen find mir inſofern unverſtändlich, als er Z 


dabei von der Vorausſetzung auszugehen ſcheint, die Abſchaffung der Zins⸗ 
Taxen ſei etwas Unerhörtes, was nur in Preußen und Deutichland ge: 
ſchehen ſei. Alle europäiſchen Culturſtaaten haben die Zinstaxen aufge: 
hoben. Führen dieſe die Zinstaxen wieder ein, dann wollen wir ihnen 
darin folgen. Sollte das nicht der ga fein, fo würden wir durch ein⸗ 
ſeitiges Hin⸗ und Herrütteln an dem Zeiger des Zifferblattes unſerer Geſetz⸗ 
gebung uns dem Auslande gegenüber in einen außerordentlichen Nachtheil 
verſetzen. In dem Zeitalter der Gebundenheit der Perſonen und Zuſtände 
hätten ja die Zinstaxen eine gewiſſe Berechtigung; dann muß auch das 
Capital gebunden ſein. Aber heute, wo alle dieſe Bollwerke gefallen ſind, 
antworte ich dem, der dieſelben wiederherſtellen ſoll, einfach: non possumus. 
In einer ſolchen Weiſe kann kein Menſch in die Wege der Vorſehung ein⸗ 
greifen. Wir befinden uns ja heute mitten in einer wirthſchaftlichen Weltbewe⸗ 
gung, der wir uns nicht entziehen können, daß die Production keine Schranken 
kennt außer diejenigen, die ihr durch die Menge des vorhandenen Capitals 
und der vorhandenen Arbeitskräfte gezogen ſind. 

Das Geſetz von Angebot und Nachfrage herrſcht in der ganzen Welt 
und die deutſche Reichsgeſetzgebung kann es nicht abſchaffen. In dem 
Augenblick, wo durch Beſeitigung aller Schranken alle fünf Welttheile wirth⸗ 
ſchaftlich nahe gerückt find, wollen Sie das Capital, welches überall frei iſt, 
in Deutſchland unfrei machen. Sie verſcheuchen damit das Kapital aus 
unſerem Lande, namentlich aus dem Gebiete des Realeredits und jagen es 
in das Ausland und in unſolide Geſchäfte. Das wollen Sie gewiß nicht! 
Es iſt eine viel wichtigere Frage, ob dem deutſchen Reiche diejenige Maſſe 
an Capital zufließt, die es nöthig hat, um ſeine mit rapider Geſchwindigkeit 
wachſende Bevölkerung zu ernähren und ihr ein richtiges Productionsinſtru⸗ 
ment zu bieten, als ob irgendwo einmal ein verkommener oder leichtſinniger 
Mensch die wohlverdienten Früchte ſeines Leichtſinns tragen muß, wodurch 
ich aber ebenſo wenig die Niedertracht des Creditgebers entſchuldigen will, 
wie den Leichtſinn und die Unwirthſchaftlichkett des Creditnehmers. Das 
Bundesgeſetz vom 17. November 1867 iſt ein Zuſammenfaſſen aller der⸗ 
jenigen Einzelmaßregeln, welche vorausgegangen waren und das Syſtem 
der Zinstaxen vollſtändig durchlöchert hatten. Das war zunächſt durch den 
Staat für Jin Anleihen, durch das Handelsrecht, durch das Wechſelrecht 
u. ſ. w. geſchehen. Mit der Aufhebung des citirten Reichsgeſetzes würden 
auch die Zinstaxen in allen Einzelſtaaten nicht wieder eingeführt, weil fie 
dort ſchon vor Erlaß des Reichsgeſetzes aufgehoben waren. Mir nur ein 
entſchieden conſervatives Miniſterium hat in Preußen die Auf 8 der 
Zinstaxen durchgeführt, ſondern die freiconſervativen Abgeordneten v. Beth: 
manu⸗Hollweg, v. Kardorff und Graf Bethuſy beantragten damals, den 
Grundbeſitz von dem privilegium odiosum des beſchränkten Hanne zu 
befreien. Dieſer Antrag wurde damals im Laufe der Verhandlung zu 
Gunſten eines anderen zurückgerogen. 

Der Abg. v. Meyer ſieht in dieſen ſeinen conſervativen Stiefbrüdern 
nur berfappte Nationalliberale. Es wäre mir das ſchon recht, wenn unfere 
Nachbarſchaft nicht öfter in der unangenehmen Weiſe geſtört würde, wie es 
während der Wahlen in der „Poſt“ und auf anderen Gebieten geſchehen 
iſt. Doch das nur beiläufig, das war ja kein Wucher, ſondern etwas 
Anderes! (Große Heiterkeit!) Ich kann mich auch auf die früheren Aeuße⸗ 
rungen des leider zu früh verſtorbenen Grafen Renard beziehen, deſſen vor⸗ 
trefflicher Bericht in der volkswirthſchaftlichen Vierteljahrsſchrift noch heute 
ſtudirt zu werden verdient. Nun will man dieſe Mißſtände, die ſich in allen 
Staaten, am meiſten in den ſchutzzöllneriſchen zeigen, mit dem Wucher in 
Zuſammenhang bringen. Ich will zu den wahren Urſachen dieſer Mißſtände, 
die mein Freund Meyer bereits eingehend erörtert hat, nur noch einige hin⸗ 
zufügen. Es iſt der Krieg, der Capital und augen frißt, es find die 
ewigen Staatsanleihen, die der Geſellſchaft das ihr nöthige Capital ent⸗ 
Beben, und meiſt zu unproductiven Zwecken gemacht find, aber nicht die 
reie Concurrenz, wie der Herr Freiherr von Schorlemer zu meinen ſcheint, 
oder unſere handelspolitiſchen e und wenn er das Vorbild eines 
ſchutzzöͤllneriſchen Staates hören will, jo verweiſe ich auf die Vereinigten 
Staaten von Amerika. Das ſind eingefleiſchte Schutzzöllner, aber ſo dumm, 
daß ſie die Zinstaxen wieder einführen wollen, ſind ſie nicht. Amer 
Dort ergreift man alle geeigneten Maßregeln um das Capital nach Amerika 
zu ziehen, und leider haben wir, veranlaßt vielleicht durch die frühere Zins⸗ 
geſetzgebung, zu dieſer Auswanderung deutſchen Capitals nach Amerika und 
anderen Ländern ſehr viel beigetragen. enn nun Herr von Schorlemer 
als eine der traurigen Erſcheinungen betont, daß ſogar der Grundbeſitzer 
bei der Bank Geld holen müſſe, 5 iſt das gerade, als wenn ich ſagen 
wollte: Denken Sie ſich dieſe entſetzlichen Zuſtände, die bei uns herrſchen, 
es 15 jetzt ſogar ſchon der Hungrige genöthigt, zum Bäcker zu gehen, um 
rod zu holen (Heiterkeit). 5 ! i 

Was waren denn die Gründe, aus welchen einzelne Conſervative die 
N der Zinstaxen bekämpften? Die Conſervativen im nord 
deutſchen Reichstage ſagten: Dieſe Zinstaxen ſind nicht 7 halten, aber wir 
verlangen geeignete Maßregeln, die Durchführung der Abſchaffung der Zins⸗ 
taren für uns erträglich zu machen; erſtens Creditanſtalten, die damals noch 
bei ans ſehr ſelten waren, und wir haben die Gelegenheit zur Errichtung 
von Creditanſtalten durch die Geſetzgebung eboten. Sie iſt benutzt worden 
und hat dem Grundbeſitz und der Landwirthſchaft das Zehnfache der Kapi⸗ 
talien zugeführt, was ihnen früher zur Verfügung ſtand. Aller Creditnot 
kann man nicht abhelfen, wer keinen Credit verdient, hat in der Regel au 
keinen, und das iſt für ihn eigentlich das allerbeſte. Das Alles iſt geſchehen, 
der Zinsfuß der guten Hypotheken iſt weſentlich herabgemindert, und nun 
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ſollen wir das Alles wieder umſtoßen, in unſere Geſetz — Br fieber⸗ 
hafte Unregelmäßigkeit bringen am Ende noch in wohlerworbene Privat- 
rechte und Vertragsverhältniſſe eingreifen! Correct iſt der Antrag v. Schor⸗ 
lemers auch nicht; denn nach der canoniſchen Weltanſchauung muß er das 


Zinſennehmen überhgupt ganz und gar verbieten. (Widerſpruch.) Das 
kanoniſche Recht iſt ech alle Vorschriften des Geſetzes mit denjenigen 


der Moral in vollſtändige Uebereinſtimmung zu bringen und es ſtellt des⸗ 
halb den Grundſatz auf der aequitas dati et recepti in omnibus commereiis. 
In Folge deſſen ſoll der wirthſchaftliche Verkehr bis auf die geringſte Kleinig⸗ 
keit durch die Geiſtlichkeit geregelt werden. Können wir das heute durch⸗ 
führen? Ich wiederhole allen Ausführungen des Abg. v. Schorlemer gegen⸗ 
über mit unveränderter Hartnäckigkeit das nämliche non possumus! 

Abg. Reichenſperger: Die Erklärung des Herrn Juſtizminiſters, welche 
mir im Allgemeinen zwar nicht ſehr gefallen, hat mich wenigſtens in ihrem 
Schluſſe inſofern befriedigt — die Herren von der Linken dürfte derſelbe 
weniger befriedigt haben — als er die Sache als eine ernſte anerkannte. 
Durch die Reden der Herren von der Linken bin ich ebenfalls verhältniß⸗ 
mäßig befriedigt worden. Ich geſtehe dar aufrichtig, daß ich auf eine ganz 
andere Art der Replik gerechnet hatte. Der Herr Abgeordnete Meyer hat 
die Sache in ernſter, loyaler und ſachlicher Weiſe behandelt und es nicht 
verſchwiegen, daß er wenigſtens geſetzliche Schritte für nothwendig ält. 
Das iſt viel, wenn man die Sprache bedenkt, welche vor 18 und 10 Jahren 
bier geführt wurde. Damals bieß es, es ſolle gar nicht die Rede davon 
ſein, die Lage des Grundbeſitzers in Betracht zu ziehen. So ſpricht man 
den heutigen lauten und ſchlagenden Thatſachen gegenüber nicht mehr. Der 
Abg. Braun hat ebenſo wenig dieſen früheren doctrinären Standpunkt zur 
Geltung gebracht. Er ſprach von Hexenprozeſſen, von der Nothwendigkeit, 
ſich beim Bäder Brot zu holen und dergleichen. Seine canoniſchen Stu. 
dien ſcheint er 1 fortgeſetzt zu haben. Allerdings war das Zins⸗ 
nehmen zu einer Zeit verboten, als das Darlehn noch nicht productiv war. 
Das heutige canoniſche Recht geſtattet jedes Zinsnehmen, welches die bürger⸗ 
lichen Geſetze geſtatten. (Hört) Wenn man nun das geſetzliche Maß der 
Zinſen fallen läßt, fo fällt jede Schranke für das Gewiſſen des Menſchen 
weg. Wenn der Abgeordnete Braun ſagt, daß die von Zinsbeſchränkung 
Sprechenden die Untreue des Schuldners vertheidigen, ſo verweiſe ich ihn 
an Herrn Lasker, welcher in das Reichsgeſetz die Beſtimmung gebracht hat, 
daß der Schuldner nicht länger als ſechs Monate einen höheren Zinsſatz 
als ſechs Procent zu zahlen braucht. Ich halte daher die moraliſche Ent⸗ 
rüſtung darüber für überflüſſig, daß einem Shylock die Treue gebrochen 
werde. Glaubt denn der 2 0 Braun, daß die heutige Republik in Frank⸗ 
reich Nichts mehr mit Zinsgeſetzgebung zu thun habe? In Frankreich be⸗ 
ſtehen die Zinsgeſetze ſeit 1807, trotz aller Wechſel der Negierungsformen. 
Und in den Ländern, welche die Zinsbeſchränkungen aus nur doctrinären 
en 3 haben, iſt man jetzt von der Verderblichkeit dieſer Maß: 

Aberzeugt. 3 

„Die öfterreichifchen Landtage haben in den letzten Monaten größtentheils 
mit großer Majoritat die Wiederherſtellung der Zinsgeſetze verlangt. (Hört.) 
Unſer preußiſcher Liberalismus aber verſchließt ſich ſtumm ſolchen Erwä⸗ 
gungen. Aber die Leute werden ſich Recht zu ſchaffen wiſſen und werden 
es finden gegenüber ſolchen Abgeordneten, welche für das yo ihrer Mit⸗ 
bürger kein a haben. Alle Länder der Welt haben die geſetzlichen Zinſen 
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auf 5 reſp. 6 Procent fixirt. Alſo muß es doch einen Maßſtab geben, den 
das Geſetz zu Grunde legt für die Frage, welches Intereſſe der ea 
habe, wenn der Schuldner nicht feiner Verpflichtung nachkommt. (Abg. 
Braun: Wenn kein Vertrag vorliegt.) Ich ſpreche blos gegen die Behaup⸗ 
tung, daß die Beſtimmung eines Zinfußes überflüjfig ſei. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß wir heute die Frage der durch das Geſetz zu normirenden 
inſen nicht zu Ende bringen, aber ich weiſe den Vorwurf zurück, daß wir 
keine poſitiven Theſen aufgeſtellt hätten. Es fragt ſich hier nur, welche 
Tendenz in dieſem Hauſe prävalirt. Die Hauptfrage wird im Reichstage 
auszutragen ſein. Die Frage der Wechſelfähigkeit ſteht in unmittelbarem 
Zuſammenhange mit der des Wuchers. Ein Wechſel bringt es ſeiner Natur 
nach mit ſich, daß ihm nur ſolche Einreden entgegengeſtellt werden können, 
die ſich aus dem Wechſelrecht ergeben oder dem jeweiligen Gläubiger ent⸗ 
gegenſtehen. Hieraus ergiebt ſich, daß eine materielle Einrede gegen die 
rechtliche Begründung der Schuld unmöglich iſt, wenn der wucheriſche Wechſel 
zum Vortheil einer dritten Perſon gegeben iſt. Nun, m. H., glaube ich, 
es je doch klar, daß ſolche eingreifenden Beſtimmungen, die aus dem 
ſel ein rein formales Geſchäft machen, einen lenz verſchiedenen Cha⸗ 
rakter haben, e ft. Jede die en eine allgemeine iſt oder nur dem 
Kaufmann zuſteht. Jedenfalls ſollten die Geſetze nicht das gefährliche Werk⸗ 
zeug denen in Händen laſſen, die einen Mißbrauch damit treiben können. 
In der älteren Zeit beſtand freilich das Charakteriſtiſche des Wechſels 
darin, daß der Schuldner mit ſeiner Partei für die Schuld eintrat. Wir, 
meine Herren, und ich rechne es mir zur Ehre, dazu beigetragen zu haben, 
die Schuldhaft aufzuheben; in 2 85 Beziehung hat die Geſetzgebung die 
Grundlage des Wechſelrechts durchbrochen. Aber noch geſtern las ich einen 
Bericht, wonach der Cantonsrath von Zürich die Regierung auffordert, ernſt⸗ 
lich zu prüfen, ob die allgemeine Wechſelfähigkeit aufrecht zu erhalten. 
muß es nun dahin geſtellt ſein laſſen, e Weg zur Abhilfe der beſte 
it. Ich zweifle aber, daß es der von den öſterreichiſchen Landtagen einge⸗ 
Sie iſt. Schließlich bemerke ich noch, daß es keine fo große Schwierig: 
keit hat, wie der Abgeordnete Braun meint, die Wechſelfähigkeit einer Per⸗ 
ſon äußerlich erkennbar zu machen. In der Natur der Sache liegt es, 
daß nur der in das Handels ⸗Regiſter Eingetragene als Kaufmann anzu⸗ 
ſehen iſt. Es iſt ja durch das Geſetz vorgeſchrieben und durch Androhung 
von Ordnungsſtrafen dafür geſorgt, daß Jeder zum Handelsſtande Gehö⸗ 
rige ſich in's Regiſter eintragen N 
„Abg. Hundt von Hafften glaubt, daß der Wucher beſonders in den 
Gegenden Blüthe treibt, in denen der Einfluß des Ultramontanismus über⸗ 
wiegt (Große Bewegung), in denen am Meiſten Feier⸗ und am Wenigſten 
Arbeitstage beſtehen und die Wundererſcheinungen ſich täglich mehren. 
Redner exemplificirt auf Poſen, wo Polonismus und Ultramontanismus 
Hand in Hand gehen; da verkauft der Wucherer das Geld, gegen Wechſel 
wird der Geldkauf geſtundet, der Wechſel gegen Fauſtpfand prolongirt 
und ſchließlich in eine Hypothek verwandelt, auf Grund deren das Gut 
dann zur Subhaſtation kommt. Redner fordert die Regierung auf, dahin 
zu wirken, daß die katholiſchen Feiertage alle auf einen Sonntag verlegt 
und daß beſonders die nationalpolniſchen Feiertage, wie der Stanislaus⸗ 
tag ꝛc., gänzlich beſeitigt werden. (Große Heiterkeit.) Sie lachen; ich ſage 
Ihnen aber, daß die Arbeit das conſervatipſte Element iſt; der Genuß iſt 
die Socialdemokratie, und durch Ihre Genußtheorie treiben Sie die Leute 
der Socialdemokratie zu. (Stürmiſche Heiterkeit.) 5 j 
Abg. v. Wedell⸗Malchow: Die Schäden, welche die Aufhebung der 
Zinsbeſchränkung und die allgemeine Wechſelfähigkeit Nat haben, 
ſind ſo bedeutend, und bei der augenblicklichen wirthſchaftlichen Calamität 
um ſo bedeutender, daß die Staatsregierung der Frage ernſthaft näher 
treten muß. Ich bedauere, daß die Regierung eine beſtimmte Antwort nicht 
gegeben hat, weil ich meine, fie hatte ſich bei der Wichtigkeit der Frage 
ſchon eine feſte Meinung bilden können. ber zu meiner Beruhigung 
habe ich vernommen, daß fie die Bedeutung der Frage nicht verkennt. 
ch glaube auch, daß man eine Geſetzgebung W kann, welche die 
Production nicht ſchädigt, aber die Nachtheile der beſtehenden mildert und 
die Moralität im Volke hebt, indem man den Begriff des gewerbsmäßigen 
Wuchers wieder in die Geſetzgebung einführt. Ich möchte an alle Denker 
des deutſchen Volkes appelliren, daß ſie das non possumus des Abg. Braun 
zu nichte machen und die Wucherfreiheit, wenn nicht beſeitigen, doch mildern. 
(Beifall rechts.) & . 
Abg. Windthorſt (Bielefeld): Ich würde dringend gewünſcht haben, 
daß die Regierung über dieſe Frage o weit orientirt geweſen wäre, da ſie 
mit einem beſtimmten „Nein“ geantwortet hätte. Die unbeſtimmte Ant? 
wort iſt ganz geeignet, in weite Kreiſe des 9 on unter ſchweren Galant 
täten leidenden wirthſchaftlichen Lebens Mißtrauen zu verbreiten. 
wundere mich, daß ein derartiger Antrag von 80 Mitgliedern des Paxla- 
ments unterſtützt werden konnte, nachdem bei der Aufhebung der Wucher⸗ 
geſetze der Abg. Graf Renard in Bezug auf einen Antrag, der den Termin 
gg wollte, erklärt hat, daß 1 51 eine praktiſche Wirkung 
aum haben könne, denn an eine Wiedereinführung der Zinsbeſchränkungen 
könne Niemand denken. Bedenklich iſt die angeregte Frage deshalb beſon, 
ders, weil in der Winkelpreſſe in den Provinzen im letzten Pöbrt gerab‘ 
dieſe Frage erörtert worden ift, aber unter Hinzuſetzung eines Wortes, liche 
gen. in der Interpellation fehlt: dieſe Preſſe hat namlich eine förmlie 
etzjagd gegen die jüdiſchen Wucherer in Scene geſetzt. (Bewe 
Centrum.) Außerdem ſind ja unſere Berathungen in dieſer Sache 
flüſſig, mau hätte ſich das für den Reichstag uk follen. Wenn 
trotzdem heute dieſe Frage aufgeworfen, jo geſchieht dies nur, 
Wählerſchaft zu zeigen, daß allein die Ultramontanen ein warmes . 
das Volk haben. Ich nehme an, daß die a d e aus den bei 
Motiven hervorgegangen iſt, aber eine Thorheit wird deswegen noch en 
vernünftig, wenn fie bon vernünftigen Männern vorgebracht wird. Bei 
links.) Der Abg. Reichenſperger hat eine große Unkenntniß des canoniſ ng 
Rechts bewiefen; denn der Wucher, der mit dem Zinsnehmen überhaupt 
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—.— und als mehrere Kirchenrechtslehrer dem freier werdenden Verkehr 
echnung tragen zu müſſen glaubten, erfolgte ein unfehlbarer Ausſpruch 
des Papſtes Benedict XIV., daß 5 a — immer eine Sünde ſei. 
wiſchen Zins und Wucher iſt doch aber ein bedeutender Unterſchied. Sie 
(im Centrum) thun immer ſo, als ob jeder Betrug erlaubt ſei. Wenn Sie 
nur einen detaillirten Entwurf vorgelegt hätten, dann ließe ſich über die 
Sache wenigſtens ſprechen. Aber mit den alten Zinsbeſchränkungen wurde 
man nur dem Wucher in die Hände arbeiten. Sie wollen den kleinen 
andwerker vor dem Wucher ſchützen, aber wenn Sie ihm die Wechſelfähig⸗ 
eit entziehen, ſo hindern ſie ihn, ſich an den Vereinigungen zu betheiligen, 
welche ihm einen geſunden Credit gewähren. Gerade durch dieſe Hilfs⸗ 
mittel iſt dem kranken Körper immer noch friſches Blut zugeführt worden, 
und ohne dieſelben wäre die Kriſis vielleicht eine noch acutere geweſen. E 
iſt ja leicht, ſolchen populären Strömungen zu folgen, aber die Pflicht eines 
jeden Volksvertreters ſollte es ſein, derartigen falſchen Tagesſtrömungen 
entgegenzutreten. (Beifall links.) 5 € 
Abg. Schröder (Lippſtadt): Der Vorredner hat die vom Interpellanten 
mit Mühe umgangene Frage, die ein Noli me tangere unferer Zeit ift, die 
Judenfrage, angeregt. Ich bedauere das unendlich, muß aber der Provo⸗ 
kation folgen. Von den Juden, als Leuten einer anderen Confeſſion, it 
dabei gar nicht die Rede; aber die Juden ſind ein fremder Stamm, mit be⸗ 
onderer Erziehung und eigenen Gewohnheiten, welche letztere bei dieſer 
rage eine beſondere Bedeutung haben. ſpreche um ſo weniger gern 
davon, als ich die Juden ſehr liebe. (Große Heiterkeit.) Giebt es denn ein 
intereſſanteres Volt, welches neben fo vielen Häßlichkeiten ſolche typiſchen 
Erſcheinungen von berückender Schönheit aufweiſt. (Stürmiſche Heiterkeit.) 
In den alten Geſetzen finden Sie Juden und Wucher immer zuſammen, 
und ſelbſt im Allgemeinen Landrecht wird den Juden geſtattet, 8 Procent 
Zinſen zu nehmen, den chriſtlichen Kaufleuten nur 6 Procent. Die Rede 
des Abg. Braun machte den Eindruck, als wenn es ſich darum handelte, 
dieſe Beſtimmungen wieder einzuführen. Daran hat Niemand gedacht. 
Man kann ja andere Momente zur Unterſcheidung des Wuchers finden, wie 
3. B. in den neueren öſterreichiſchen Geſetzen, welche ihn als die Ausnutzung 
der Noth ſeines Nebenmenſchen zu ungewöhnlichen und unmoraliſchen Vor⸗ 
theilen bezeichnen. Der Vorredner hat die ganze Interpellation als ein 
tactiſches Manöver, auf die Wählerſchaft zu wirken, bezeichnet. Das hat 
die Centrumsfraction nicht nöthig; wo Ultramontane gewählt werden, wer⸗ 
den ſie ordentlich gewählt, trotz der Regierung und der in der unerhörteſten 
N corrumpirten Preſſe. (Heiterfeit.) K 0 
erkenne an, daß im Prinzip die Wuchergeſetze nicht berechtigt ſind, 
weil ſie die ſelbſtſtändige Action beſchränken, aber man muß die politiſche 
Geſetzgebung von der wirthſchaftlichen trennen. Wir geben unſere Grund⸗ 
ſätze in politiſchen Dingen niemals auf, wir taſten die bürgerliche Freiheit 
nicht an, weder aus ee noch um unſere Negierungs: 
fähigkeit zu beweiſen, noch um den liberalſten Miniſter (Camphauſen), noch 
um den Miniſter Falk, den einzig feſten Punkt, zu ſtützen. (Große Heiter⸗ 
keit.) Sie durchloͤchern Ihre politiſchen Prinzipien alle Augenblicke. Da⸗ 
gegen haben Sie ein falſches volkswirthſchaftliches Prinzip, und das haben 
wir nicht. 3 der Volkswirthſchaft giebt es kein Prinzip; das iſt ein Attentat 
auf den geſunden Menſchenverſtand. Da handeln wir nach den Erforder⸗ 
niſſen des Augenblicks und laſſen uns durch die Erfahrungen aus früheren 
Geſetzen belehren. Die Wuchergeſetze ſind immer nur aufgehoben, wenn 
eine Calamität vorhanden war; und wer war denn der Mann, der 1866 
am meiſten Geld brauchte, anders, als gerade der Fürſt Bismarck, der 
damals ſagte: Wenn Sie mir dieslegitimen Mittel verweigern, fo nehme 
ich das Geld, wo ich es bekomme! Dadurch gerade iſt er in die Hände des 
uchers verfallen. (Heiterkeit) Redner verlieſt dann eine Cabinets⸗Ordre, 
worin den — Beſchränkungen in Betreff des Grunderwerbs aus Geld⸗ 
geſchäften heraus auferlegt worden, welche Cabinets⸗Ordre zwar wieder 
aufgeboben ſei, aber mit dem Hinzufügen, daß fie bei dem Auftreten von 
Schäden ſofort wieder eingeführt werden ſoll. Der abſolute Staat habe 
damals viel mehr für die Wohlfahrt des Volkes geſorgt, als der heutige. 
Daß es vorzüglich e des jüdiſchen Stammes ſind, welche ſich 
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mit Wuchergeſchäften befaſſen, liegt in der geſchichtlichen Thatſache, daß ſie 
früher von allen andern abu babe e ausgeſchloſſen geweſen ſind und 
ſich an dieſes Geſchäft gewöhnt haben; erſt mit großer Mühe und Geduld 
kann man hierin eine Wandelung bewirken. (Abg. Dohrn: Sind Sie mit 
Ihrer Judenhetze denn noch nicht bald fertig! Große Unruhe.) Machen Sie 
den Abgeordnein Windthorſt⸗Bielefeld dafür verantwortlich, der mich dazu 
provocirt. Daß die Ultramontanen ſchuld ſind an dem zunehmenden Wucher, 
eſtreite ich; woher wäre denn die horrende Vermehrung der Rückkaufs⸗ 
eſchäfte in Berlin gekommen, wo doch keine Ultramontanen find. Die 
a efürchtung, daß die Beſchränkung der Wechſelfähigkeit ſchaden könnte, theile 
% nicht; die Gutsbeſitzer werden davon nicht betroffen werden. Die Er⸗ 
rung der Regierung war deshalb & unbejtimmt, weil man hier eine 
dovere Majorität in volkswirthſchaftlichen Dingen hat, als im Reichstage: 
dort wäre ſie vielleicht anders ausgefallen; dort wird der Fürſt Bismarck, 
ich offe, mit dem Centrum zuſammen, eine Majorität finden, die entſchloſſen 
1 mit dem Liberalismus zu hrechen, die aber in politiſchen Dingen kein 
itelchen der bürgerlichen Freiheit aufgiebt. (Beifall im Centrum.) . 
S dateien Dr. Leonhardt: Sie dürfen aus meiner Erklärung keine 
ae ziehen (Heiterkeit), weder für, noch gegen die Intention des Inter⸗ 
a 0 anten. Die Erklärung iſt ganz indifferent und ſoll indifferent ſein 
N eiterkeit). Es hätte für die Staatsregierung ſehr nahe gelegen, die Be⸗ 
lüwortung ganz abzulehnen, und zwar einmal mit Rückſicht auf die nicht 
ige Faſſung der Interpellation, welche, wenn man ſie nicht mit dem 
g. Braun für nichtsſagend erklären will, entweder zu weit oder zu eng 
ehalten iſt; zweitens aber aus dem Grunde, weil es ſich um einen Gegon⸗ 
and handelt, der zur Zuſtändigkeit des Reiches gehört. Die Regierung 
at geglaubt, die Beantwortung nicht ablehnen zu ſollen, um dem Verdachte 
entgehen, als widme ſie dieſem Gegenſtande nicht das erforderliche 
dutereſſe. Wenn aber die Regierung ſich erklären ſollte, konnte ſie dies 
klar, wie geſchehen, wenn ſie nd nicht dem Vorwurf einer leichtfertigen Er⸗ 
batung ausſetzen wollte. nterpellation iſt am 21. eingebracht; heute 
60 en wir den 26.; iſt es nun wohl denkbar, bei der Schwierigkeit des 
wedenſtandes le in fo kurzer Zeit zu fallen? Der Abg. v. Wedel 
undert ſich, daß die Prüfung noch nicht durchgeführt ift, aber er wird feine 
anlicht ändern, wenn ich ihm bemerklich nage daß weder im Juſtiz⸗, noch 
die Handelsminiſterium bislang irgend welche Veranlaſſung geboten war, 
5 dien Dingen näher zu treten; es hat kein Antrag und keine Interpellation 
egen. 
bg. Naſſe erkennt an, daß der Wucher zugenommen und vielfachen 
h aden verurſacht habe; aber das ſei nicht auf die Aufhebung der Zins⸗ 
1 chränkung zurückzuführen; im Gegentheil habe ſich das Verhältniß in 
Gehen Gegenden im letzten ya nt gebeſſert, beſonders auch durch die 
N itanſtalten. In Zeiten wirthſchaftlicher Calamität könnten Rückkaufs⸗ 
0 aͤfte allerdings in Schwung kommen; aber die vom Interpellanten vor⸗ 
öl lagenen Mittel ſeien nicht die richtigen, und beſonders könne man der 
Manddebung nicht zumuthen, zur Zinsbeſchränkung zurückzukehren; denn in 
ſhacden Fällen wäre ein Darlehen zu 12 Procent ein wahrer Freund⸗ 


sdienſt, in einem anderen dagegen unmoraliſch und verwerflich. 

termit ſchließt die Debatte. 85 folgt eine Reihe Persönlicher Bemer⸗ 

a en der Abgg. Windthorſt⸗Bielefeld, Naſſe, Schröder⸗Lippſtadt, Reichen⸗ 

} end v. Schorlemer⸗Alſt, welcher letztere den Vorwurf des Juſtiz⸗ 
ers, daß die Interpellation nichtsſagend ſei, zurückweiſt. 

v ene ‚Dr. Leonhardt bemerkt, daß er dieſelbe nur als zu weit 

Din eng bezeichnet habe. 8 

en) dieſe Bemerkung des Miniſters ift die geſchloſſene Debatte wieder 
ez ur und es entjpinnt ſich eine längere Geſchäftsordnungsdebatte, ob 

fachen ſei, dieſelbe ſofort, ohne einen Redner anzuhören, zu ſchließen, 

ſoforſt treit aber im § 49 der Geſchäftsordnung bereits zu Gunſten des 

gen Schluſſes entſchieden iſt. 

Oümit iſt die Interpellation erledigt. 

wurfzie Debatte erledigt das Haus noch die erfte Berathung des Ent: 

betreff eines Nachtrages zum Staatshaushaltsetat für 1878/79 

j Sind die Matricular⸗ Beiträge. 

Rechrchluß 4 Uhr. Nähte Sitzung Mittwoch, 

ungsvorlagen und erſte Leſung des Etats.) 


Die 


11 Uhr. (Kleinere 


26. Nopbr. [Amtliches.] Se. Majeſtät der Köni 
neh. Rath und Staatsſecretär im Reichs⸗Juſtizamt eis 8 95 — 
‚sen Adlerorden erſter Klaſſe mit Eichenlaub; dem Kreisgerichtsrat 
au den Hey Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; 


Sapitäng Paſchen und Stubenraud) den Rothen Adler 
open Beder lajfe; dem Gapitän 3. S. don Wige de den Königlichen 
Sell en zweiter Klaſſe; den Corvetten⸗Capitäns von Werner und 


uͤge ann den Königlichen Kronen⸗Orden dritter Klaſſe; dem Control 
Orden rie bem Mantſtungs = Depot zu Graudenz den Konigliden Kronen- 
Alte ter Klaſſe, ſowie dem Schullehrer, Küſter und Organiſten Röber 


' liehen. deddingen im Kreiſe Wanzleben das Allgemeine Ehrenzeichen 


den latheliſhen Air ibenfifä it, i an allen Beiten ftr verboten] 
debe en doücden Aicipenzeigt deu iner allen: dienende uon hammer in Kiel den Charakter als Geheimer e verliehen. 


Se. Majeſtät der König bat dem ordentlichen Profeſſor Dr. Forch⸗ 


An der höheren . zu Freiburg i. iſt der bisherige Diri⸗ 
ent Dr. Auguſt Me yer als Rector beſtätigt worden. An derſelben An: 
ſtalt iſt der ordentliche Lehrer Auguſt Klipſtein zum e befördert 
worden. Dem ordentlichen Lehrer an der böheren Page ule zu Bieden⸗ 
kopf, Dr. Wilhelm Karl Mertz, iſt das Prädicat „Oberlehrer“ beigelegt 
worden. Am Schullehrer⸗Seminar zu Cammin iſt der Lehrer H. Rothe, 
zuletzt in Jeruſalem, als ordentlicher Lehrer angeſtellt worden. — Mittelſt 
Allerhöchſten b vom 4. November 1878 iſt der ſeitherige beſoldete 
Beigeordnete der Stadt Bonn, Peter Innocenz Eller, in Folge der von 
der Stadtverordnetenverſammlung getroffenen Wiederwahl in gleicher Eigen: 
ſchaft für eine fernere zwölfjährige Amtsdauer beſtätigt worden. — Mittelſt 
Allerhöchſten Erlaſſes vom 4. November 1878 iſt in Folge der von der 
Stadtverordnetenverſammlung zu Mülheim a. d. Ruhr getroffenen Wahl 
der Hüttendirector Zerwes daſelbſt als unbeſoldeter Beigeordneter der 
Stadt Mühlheim a. d. Ruhr auf die geſetzliche Amtsdauer von ſechs 
Jahren beſtätigt worden. — Der Kreisrichter Meyer zu Strasburg in 
Weſtpreußen iſt zum Rechtsanwalt bei dem Kreisgericht in Cüſtrin und zu: 
gleich zum Notar im Departement des Appellations⸗Gerichts zu Frank⸗ 
furt a. d. O., mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Cüſtrin und 
der Kreisrichter Dr. Bahn in Spandau zum Rechtsanwalt bei dem Kreis⸗ 
ericht in Neu⸗Ruppin und zugleich er Notar im Departement des 
Kammergerichts, mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Neu⸗Ruppin, ernannt 
worden. Die Referendarien Alef aus Aachen und Senden aus Köln 
ſind zu Advokaten im Bezirk des Königlichen Appellationsgerichtshofes zu 


Köln ernannt worden. 

Berlin, 26. Novbr. [Se. Kaiſerliche und Königliche 
Hoheit der Kronprinz] ertheilte geſtern Vormittag um 11% Uhr 
dem Hof⸗Baurath Perſius und dem Baurath Otzen Audienz, welche 
Pläne für die auf dem Johannistiſch in Berlin zu erbauende Kirche 
zum heiligen Kreuz vorlegten. Darauf folgte um 12 Uhr der Vor⸗ 
trag des Civilcabinets. Nachmittags um 3% Uhr begab Sich Se. 
Kaiferliche Hoheit nach dem Caſernement des 3. Garde-Negiments 
z. F. in der Wrangelſtraße und folgte, nach eingehender Beſichtigung 
der Räumlichkeiten, der Einladung des Offtzier⸗Corps zum Mittag: 
eſſen behufs Einweihung der Ofſtziers⸗Speiſeanſtalt des Regiments. 
Heute Vormittag um 11% Uhr nahm Se. Kaiſerliche Hoheit mili: 
tairiſche Meldungen entgegen und ertheilte demnächſt dem General⸗ 
Lieutenant von Bredow Audienz. Später folgten die Vorträge des 
Chefs der Admiralität, ſo wie des Chefs des ee f 

(R.⸗Anz. 

O Berlin, 26. Nov. [Zur Verwendung der Wilhelms: 
ſpende. — Reichscommiſſion für das Soctaliſten-Geſetz. 
— Eiſen⸗Enquete⸗Commiſſion.] Der Kronprinz hat auf den 
ihm von dem Miniſter des Inneren und dem Handelsminiſter in 
Gemeinſchaft mit dem Reichskanzleramt erſtatteten Bericht in Betreff 
der Wilhelmsſpende eine Immediat⸗Commiſſion aus Notabilitäten der 
Staats⸗ und Volkswirthſchaft von verſchiedenen Bundesſtaaten zur 
Erwägung und Formulirung von Vorſchlägen über die Verwendung 
der geſammten Beträge eingeſetzt. Die Commiſſion wird unter dem 
Vorſitz des Feldmarſchall Grafen Moltke am Dinstag, den 3. Decbr. 
zuſammentreten. Zu derſelben find u. A. berufen der General ⸗Poſt⸗ 
meiſter, der Staatsminiſter a. D. Delbrück, Prof. Gneiſt, Geh. Rath Engel, 
Dr. Victor Böhmert in Dresden, Schulze⸗Delitzſch, v. Sombart u. A. — 
Die Reichscommiſſton für das Socialiſtengeſetz hat geſtern über acht Fälle 
von Beſchwerden Entſcheidung getroffen, darunter auch über die „Berl. 
Fr. Preſſe.“ Die gefaßten Beſchlüſſe werden den Betheiligten wohl 
noch im Laufe dieſer Woche zugehen. Am nächſten Montag wird 
eine abermalige Sitzung ſtattfinden, für welche eine noch etwas größere 
Zahl von Fällen zum Vortrag ſteht. — Mit Abſchluß dieſer Woche 
werden die ſeitens der Eiſen⸗Enquete⸗Commiſſion ftattfindenden Ver⸗ 
nehmungen induſtrieller Sachverſtändiger beendigt werden. 

Berlin, 26. Nov. [Parteitag der Fortſchrittspartei. 
— Zur Rückkehr des Kaiſers. — Abgeordneter Bürgers. 
Der Parteitag der Fortſchrittspartei hat heute in ſeiner dritten und 
letzten Sitzung die Berathung über die Organiſation nach lebhaften 
Debatten geſchloſſen. Die 5 Leipziger Delegirten haben überhaupt 
nur der erſten Sitzung beigewohnt und bereits geſtern Berlin ver⸗ 
laſſen. — Gutem Vernehmen nach wird der „Reichs⸗ und Staats⸗ 
Anzeiger“ bei der Rückkehr des Kaiſers nach Berlin die Uebernahme 
der Regierungsgeſchäfte durch ein Allerhoͤchſtes Dankſchreiben an den 
Kronprinzen publiciren. Von informirter Seite wird beſtätigt, daß 
im Einklange mit den Beſtimmungen des Soeuliſtengeſetzes Vorſichts⸗ 
maßregeln beim Einzuge des Kaiſers getroffen werden. — Der Abg. 
Heinrich Bürgers iſt durch einen ſchweren Krankheitsfall (Rippenfell⸗ 
entzündung) der Theilnahme an den Sitzungen des Abgeordneten⸗ 
hauſes entzogen. 

[Marine.] Sr. Maj. gedeckte Corvette „Bismarck“, 16 Geſchütze, Com: 
mandant Corv.⸗Capt. Deinhard, iſt telegraphiſcher Nachricht zufolge, am 
25. d. in Plymouth eingetroffen. An Bord Alles wohl. 

Wiesbaden, 26. Novbr. [Se. Majeſtät der Kaifer] unter: 
nahm auch geſtern eine längere Spazierfahrt; für morgen ſteht aber⸗ 
mals ein Beſuch Ihrer Majeſtät der Kaiſerin in Ausſicht. Die Ab⸗ 
reiſe Sr. Majeſtät des Kaiſers von hier iſt auf nächſten Sonnabend, 
Nachmittags 4 Uhr feſtgeſetzt. Ihre Majeſtät die Kaiſerin, welche ſich 
am Sonnabend von Koblenz aus zum Beſuch des würtembergiſchen 
Hofs nach Stuttgart begiebt, wird am Abend dieſes Tages mit dem 
Kaiſer wieder in Karlsruhe zuſammentreffen. — Heute wird hier der 
Geburtstag des Landgrafen von Heſſen feſtlich begangen. 


Italien. | 

Nom, 22. Nov. [Der Brief des Papſtes an den König 
von Italien. — Polizeiliche Vorſichtsmaßregeln.] Nach den 
wiederholten ausdrücklichen Verſicherungen der beiden hieſigen clericalen 
Blätter kann man — fo ſchreibt man der „K. 3.“ — nicht daran 
zweifeln, daß Papſt Leo von dem Attentat Anlaß genommen hat, 
einen Brief an König Humbert zu richten. Ja, man muß aus 


dem Eifer, mit dem der Vatican die gegentheiligen Nachrichten in Sch 


Abrede ſtellen läßt, ſchließen, daß dem beſagten Schreiben eine be⸗ 
ſondere Wichtigkeit beigelegt wird. So iſt es laut Nachrichton, die 
aus dem Vatican kommen, wirklich der Fall. Es war nicht Abſicht 
des Papſtes, ein alltägliches Glückwunſchſchreiben zu erlaſſen. Es 
handelte ſich ihm vielmehr um einen Schritt von politiſcher Be⸗ 
deutung. Das geht auch aus einem Auszuge des Inhalts ſeines 
Schreibens hervor, wie es uns aus einer Privatquelle vorliegt. 
Leo drückt zunächſt ſeinen Abſcheu über den Vorfall aus, dankt 
der Vorſehung und wünſcht dem Könige Glück, daß er der Gefahr 
entgangen iſt. Dann ſpricht er den Wunſch aus, der König möge in 
dem fluchwürdigen Mordverſuche einen Mahnruf Gottes erkennen und 
über die Gründe nachdenken, die eine ſolche Unthat möglich machten. 
So werde er ſich überzeugen, daß der gegen die Kirche erregte Krieg 
nicht anders enden könne, als zum Schaden von Thron und Geſellſchaft. 
Zum Schluß verſpricht Leo zu beten für das Wohl Sr. Majeſtät ſo wie 
das ſeines Hauſes, das der Kirche ſo viele Heiligen gegeben habe. Der 
Brief ſoll nebenbei ſehr elegant und mit Geiſt geſchrieben ſein. Man 
ſagt, daß Leo verſchiedenen Perſonen gegenüber die Hoffnung geäußert 
habe, vor dem erſten Jahresgedächtniß ſeiner Erhebung zum päpſtlichen 
Throne den Frieden der Kirche in Deutſchland und in der Schweiz 
hergeſtellt zu ſehen. Man bringt das mit der wiederum mit neuer Kraft 
auftauchenden Behauptung in Verbindung, Fürſt Bismarck ſei bereit, 
die Kampfgefege von 1874 abzuſchaffen oder ſtark abzuändern, wo: 


gegen die Curie ein Auge zu den Maigeſetzen von 1873 zudrücken 
würde und die die katholiſche Kirche betreffenden Artikel der preußiſchen 
Verfaſſung wieder in Geltung geſetzt würden. — Es iſt jetzt, ſo gut 
wie ausgemacht, daß nur die von den Polizei⸗Behörden von Florenz 
und Bologna ergriffenen Vorſichtsmaßregeln verhindert haben, 
daß ſchon in jenen Städten die von heimlichen Verſchwörern ge⸗ 
planten Mordanfälle zur Ausführung gekommen ſind. Bezüg⸗ 
lich Neapels ſcheinen ſich die Behörden in eine falſche Sicherheit ein⸗ 
gewiegt gehabt zu haben. In Rom iſt man augenblicklich ſcharf auf 
der Wacht. Die Polizeibeamten hoch und niedrig ſind in angeſtreng⸗ 
teſter Thätigkeit und es vergeht keine Nacht, ohne daß etwa 20—40 
Perſonen aus Kneipen und ſonſtigen ſauberen Spelunken herausgeholt 
und hinter Schloß und Riegel gebracht werden. Seitdem übrigens 
die Orſini⸗Bomben angefangen haben, auf die öffentlichen Umzügler. 
herabzuregnen, ſind die Demonſtrationen ſeltener geworden. 


Provinzial-Zeitung. 


Breslau, 27. Noobr. [Jagd.] Wie der in Ratibor erſchek 
nende „Ob. Anz.“ meldet, wird S. K. H. der Prinz Friedrich 
Karl einer Einladung des, Herzogs von Ratibor folgend, am 1. De⸗ 
cember er. Abends anf Schloß Rauden eintreffen, um am 2. und 3. 
December zu jagen. 


[Notizen aus der Provinz.] RR AGH Am vergangenen Sonne 
tage verunglückten drei hieſige Herren in der Nähe unſerer Stadt dadurch, 
daß ſelbige aus dem in raſchem Tempo fahrenden Wagen, in der Meinung, 
die Pferde gingen durch, herausſprangen. Zwei haben geringere, der dritte 
aber ſehr bedeutende Verletzungen davon getragen. Große Theilnahme 
wird dem Schwerverletzten, der ſich in ärztlicher Pflege befindet, von allen 
Seiten bewieſen. : 5 > 

+ Kanth. Das hieſige „Wochenbl.“ berichtet? Der Arbeiter Carl 
Ullrich aus Groß⸗Mohnau 8 ſich am 22. v. M. in den Fürſtenauer 
Buſch und ſtach ſich mit einem Taſchenmeſſer in den Hals. Nach dieſem 
Selbſtmordverſuch ging er nach Fürſtenau zurück und ſagte aus, daß er 
von zwei Männern überfallen worden wäre und von dem einen mit einem 
Meſſer geſtochen worden ſei; er wurde dann nach dem Gemeindehauſe ge⸗ 
bracht. Der herbeigerufene Arzt conſtatirte eine zolllange Wunde am Kehl⸗ 
kopfe und ſoll die Verletzung eine lebensgefährliche ſein. Der hieſige Gen⸗ 
darmwachmeiſter, welcher von dem Vorfalle Kenntniß erhielt, begab ſich am 
24. d. nach Fürſtenau in das Gemeindehaus und ſtellte mit C. U. ein Verhör 
an, wobei derſelbe ganz erſchrocken und verlegen wurde, als er den Wacht⸗ 
meiſter erblickte. Als ihm dann von demſelben ein blutiges Taſchenmeſſer 
vorgezeigt wurde, geſtand er ein, daß es ihm gehöre, und auch mit dem 
feften Vorſatz von Haufe weggegangen ſei, ſich das Leben zu nehmen, da 
aber das Stechen zu viel Schmerzen verurſachte, gab er ſein Vorhaben auf. 
Auf weiteres Befragen, weshalb er dem Oxtsporſteher die Unwahrheit ge⸗ 
ſagt, antwortete er, er habe dies aus Furcht vor Strafe gethan. 


. 


Courſe.] Londoner, Wechſel 20, ſe 
Wechſel 173, 20. öhmiſche Weſtbahn 138. Eliſabethbahn 137%. 
Galizier 203 . Franzofen*) 217%. Lombarden!) —. Nordweſtbahn 


Schwach. 
Nach Schluß der Börſe: Creditactien 194%, Franzoſen 217%, Oeſterr. 
Goldrente —, Ungariſche Goldrente —, Galizier —, 1877er Ruſſen —. 


) per medio reſp. per ultimo. . 
amburg, 26. Novbr., Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 115%, Silberrente 53%, Oeſt. Goldrente 61%, Ung. Goldrente 
72, Creditactien 195%,‘ 1860er Vooſe 107, Franzoſen 545, Lombarden 
Vereinsbank 121, Laura⸗ 


148, Ital. Rente 74, Neueſte Ruſſen 80, 
hütte 69, Commerzbank 101, Norddeutſche 139, Anglo = deutſche 30, 
Int Bank 84%, Amerik. de 1885 98, Köln⸗Minden. St. A. 103 %, Rhein. 
Eiſenb. do. 108, Berg.⸗Märk. do. 77%, Disconto 3% pCt. — Schluß 
für Creditactien feſter. 

Silber in Barren per 500 Gr., fein Mk. 75,75 Br., 74,75 Gd. 

Wechſelnotirungen: London lang 20, 27 Br., 20, 21 Gd., London kurz 
20, 50 Br., 20, 40 Gd., Amſterdam 167, 45 Br., 166, 85 Gd., Wien 171, 5 


Br., 169, 50 Gd., Paris 80, 40 Br., 80, 00 Gd., Petersburger Wechſel 


197, 50 Br., 193, 50 Gd 

Hamburg, 26. Nobbr., Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen loco 
feſt auf Termine ruhig. Roggen loco feſt auf Termine ruhig. — 
Weizen per Nov.⸗Dec. 174 Br., 173 Gd., per April⸗Mai 183 Br., 182 Gd. 
Roggen per Nov.⸗Dec. 122 Br., 121 Gd., per April⸗Mai 124 Br., 123 Gd. 
Hafer ſtill. Gerſte feſt. Rüböl ruhig, loco 61, per Mai 60. Spiritus 
ſtill, per November 46 Br., per November⸗December 43% Br., per Januar⸗ 
Pero 43. Br., per April⸗Mai 43% Br. Kaffee matt, geringer Umſatz. 
Petroleum matt, Standard white loco 9, 40 Br., 9, 30 Gd., per Nopbr. 
9, 30 Gd., per November⸗December 9, 30 Gd. — Wetter: Sehr trübe. 

Liverpool, 26. Novbr., Vormittags. Ba (Anfangsbericht. 
Muthmaßlicher Umſatz 6000 Ballen. Unverändert. Tagesimport 30,000 
Ballen, davon 24000 B. amerikaniſche, 3000 B. oſtindiſche. j 

Liverpool, 26. Novbr., Nachmittags. En (Schlußbericht.) 
Umſatz 6000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. 
Surats unverändert. Futures ½ D. billiger. Amerikaner aus irgend einem 
Hafen neue Ernte November⸗Lieferung 5% D. 

Middl. Upland 5%, middl. Orleans 5% D. 

Mancheſter, 26. Novbr., Nachmitt. 12r Water Armitage 7%, 12r Water 
Taylor 7%, 20r Water Micholls 8%, 30r Water Gidlow 8%, 30er Water 
Clayton 9%, 40r Mule Mayoll 844, 40r Medio Willinſon 10%, 36r Warp⸗ 
cops Qualität Rowland 9%, 40r Double Weſton 9%, 60r Double Weſton 
13%, Printers % 8% 8% pfd. 93. — Belt. \ 

Königsberg, 26. Nopbr., Nachm. 2 Uhr. [Getreidemarkt.] Weizen 
unverändert, Roggen unverändert, loco 121/122pfd. 2000 Pfd. Zollgew. 110,00, 
pr. November 108,00, pr. Frühjahr 110,00. — Gerſte flau. Hafer flau, 
loco pr. 2000 Pfd. Zollgew. 100,00, pr. Frühjahr 96,00. Weiße Erbien pr. 
2000 Pfd. Zollgewicht neue feinſte Kochwaare 128,75. Spiritus pr. 100 Ltr. 
100 pCt. loco 54,75, pr. Novbr.⸗Deebr. 53,00, pr. Frühjahr 53,75. Wetter: 


on. 1 
Danzig, 26. Nov. [Getreidemarkt.] Weizen matter. Umſatz 300 To. 
Bunter pr. 2000 Pfd. Zollgewicht 163,00 — 169,00, hellbunter 175,00 —181,00, 
hochbunter und glaſig 181,00 bis 182, 00, ruſſiſcher abfallend 165, 00, 
do. beſſerer 171,00 184,00, pr. April⸗Mai 181,00. Roggen unverändert, 120pfd. 
loco pr. 2000 Pfund 1 8 880 0 11200 145,00, do. loco rufe 
ſiſcher 110,00, perzApril⸗Mai 115,00. Kleine Gerſte pr. 2000 Pfd. Zollgewicht 
—, — Große Gerſte pr. 2000 Pfd. J Zollgewicht 120,00. i 
Gerbjen pr. 2000 Pfd. Jollgew. loco —, —- Haf . 
gew. loco —,—. Spiritus pr. 100 Liter 100% loco 53,25. l 
Peſt, 26. Nov., Vormittags 11 Uhr. [Productenmarkt.] Weizen 
loco matter, Termine ruhig, per Frühjahr 8, 75 Gd., 8,80 Br. Hafer per 
8 ah 5, 15 Gd., ER 95 Br. Mais (Banat) per Frühjahr 4, 95 ©d., 
9 r. — Wetter: Schön. } 
Paris, 26. Novbr., Nachm. [Productenmarkt.] _ (Schlufberiht.} 
Weizen behauptet, per Nobbr. 27, 50, per December 27, 75, pr. Januar⸗ 
April 27, 75, per Marz⸗Juni 28, 00. Mehl matt, per November 61, 25, 
per December 61, 50, per Januar⸗April 61, 75, per an 62, 00. 
Rüböl matt, per November 85, 50, per Decbr. 85, 50, per 


Weiße Koch⸗ 
afer pr. 2000 Pfd. Zoll⸗ 


2 . anuar⸗April 
85, 50, per Mai⸗Auguſt 85, 25. Spiritus feſt, per Nobember 63, 00, per 
Januar⸗April 60, 5 Wetter: Regen. $ 
Paris, 26. Nov. Nachm. Rohzucker feſt, Nr. 10/13 pr. Novbr. pr. 
100 Kilgr. 51, 25, Nr. 5 7/8 pr. November per 100 Klgr. 57, 25. Weißer 
Be feſt, Nr. 3 ie 100 Kilogr. per Novbr. 60, 00, per Dechr. 60, 25, per 


anuar⸗April 61, 50. R 
Antwerpen, 26. Nobbr., Nachmittags. [Getreidemartt.] (Schluß⸗ 
eizen unveräudert. Roggen behauptet. Hafer flau. Gerſte 


a) 

ruhig. 

ntwerpen, 26. Novbr., Nachmittags 4 Uhr 30 Min. 
markt.] Gclasbencheh f Raffuntes, Type N 


. 


Petroleum⸗ 


2 bez u. Br. 


"er ae DH bez, 22 Br., per Januar 22% Br., per Februar 22% 
. Ruhig. I a a En 
Bremen, 26. Novbr., Nachmitt. Petroleum ruhig. (Schlußbericht.) 
Standard white loco 8, 80, per December 8, 80, per Jauuar 9, 00, per 
Februar⸗April 9, 10. 


Berliner Börse vom 26. November 1878. 


Wechsel-Course. 


Fonds- und Geld-Course. 


Deutsche Reichs- Aul. 4 | 95,00 bz Amsterdam 100 Fl.. 8 T. 4 168,85 bz 
Consolidirte Anleihe . 4½ 104,50 bz do. 10 „6 2 N. 4 167,80 bz 
do, do. 1876.4 | 9480 back. London 1 Lstr..... 3 Ms 20,26 55 
Staats-Anleibe 4 | 94,50 etbz@ Paris 100 Fres . 8 7.3 8055 bz 
Staats-Schuldse heine 3½ 92,00 bz Petersburg 100 SR. 3 M. 193.50 bz 
Präm,-Anleihe x. 1866 145,75 G Warschau 100 SR. 8 T. |196,60 bz 
Berliner Stadt-Oblig. 4101.80 bz Wien 100 F Il. 8 F. 4½ 172300 ba 
ep 1 31 ae 2 r do, ee 2 M. 4½ 171,0 b 
ommersche .|" 
Sao. 7 44/850 0 
* do. 3 . 4 ½ 102,60 ba Eisenbahn-Stamm-A 15 
= do.Lndsch,Ord. di, 2 8 Fey 7250 1 7 otlen 
2 5 75 7 : x 
2 BER 34 830 a aachen. Mastrichk.“!' | 1, 4 1323 bac 
ee e e e re Berg,-Märkische. .| 34 3½ 4 | 77,75 bz 
Indschaftl. Central | 910 ba Berlin- Anhalt 6 57% 4 | 90.50 bz 
4 Berlin-Dresden 0 4 | 8,00 bz 
© |Bommersche . 3800 3  TBerlin-Görlitz...| % 4 | 1050 ba 
rn Berlin- Hamburg. , 1 ½ |4 [196,50 bz 
2 \Westfäl. u. Rhein. 4 98,25 bz Berl,-Potsd-Magäb| 3½ | 31 |4 | 83,50 bz 
Sächsische 4 97 80 bz Berlin- Stettin . 89/0 7½104 11000 bed 
eee 955 Böhm. Westbahn 5 5 5 60,78 bz 
Schlesische 4 96,0% 8 Bresl. Frei 5 314 4 64.00 bzB 
Badische Prüm.-Anl. 4 120,80 bz eee eee 21% ya 
Balerische 4% Anleihe 123,20 G Coin Minden . 5½ 5 ½04 104,00 ba 
n Ami 31, 1545 Dux-Bodenbach.B.| 0 0 4 1600 bz 
Cöln-Mind.Prämienschſa½ 11,50 bzG 8 
5 Rente von 187603 72,60 bzB Gal. Carl-Ludw.-B. 7 92/7 4 102,40 bz 
Sächs. Ken Halle-Sorau-Gub, “ 0 0 1 10,90 ba 
2435.3 Hannover-Altenb. 0 11.30 bz 
line 2 N. Lene 1 . Kaschau-Oderberg 4 4. 5 | 44,00 bz 
Braunschw. Präm.-Anleihe 80.70 bag |Kronpr. Rudolfb. .| 5 e 
Oldenburger Loose 136,7 bad E 10 - 4 ber ir 0 
TEC 
912 i an. 60 be 
reg 115280 Niederschl Hark. 4 4 4 | 9600 @ 
eee —— Russ. Bkn, 196,95 bz Oberschl. A. C. D. E.] 9½, 8½ 3½ 127,0 etbzB 
x 8 \ do. B. . 92 8½ 131] — — 
Theken-Certiheate Ocsterrer. S- 5% 6 44838043: 

Hypotheken- . Oest. Nordwestb. 418% [188.00 @ 
Krupp'sche Partial-Ob. 0 8 8 B 0 0 En. 

Pfd. d. Pr.Hyp.-B. 96 2 stpreuss, Südb. 0 0 8,76 E 
45 48. 5 102,00 bzG Rechte-O. U. B. 6% 6½½% 4 1105,40 bz 
eutsche Hyp.-B.-Pfb. 4½ 94, % bzG Reichenberg-Pard.| 4½ 4 4½ 36.40 bz 

0. do. do. 5 100, % bzG Rheinische 7% 7 4 108,00 ba 
Kündbr. 820 085 All 18825 5 do. Lit. B. (40% gar.) 4 4 7 8 bz 
Unkünd. do. 8720.5 | * Rhein-Nahe-Bahn. 0 0 „75 bz 

do, rückzb. & 11015 106.00 B Rumän, Eisenbahn 1 2 4 34,90 bz 
do. do. 0. 4½ 98,00 bz Schweiz Westbahn] %5 0 4 10.60 @ 
Unk. H. d. Pr. Bd. Crd. B. | — — Stargard - Posener 4½ 4½ 4½ 100, 75 bzG 
do. III. Em. do, 5 98,2 8 Thüringer Lit. A.| 9, | Ti |4 118½25 bz 
Kündb.Hyp.Schuld. 515 5 de 128 Warschau-Wien, .| 623 4 | 17280 bz 
Hyp.-Anth. Nord-G. C- BIE 35 2 
do, do. Pfandbr. 593,00 bz 2 
Ponm. Hyp.-Briefe . | 98,00 B Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Actien. 
ae pt 1. Em. s 10040 bas IBerlin-Dresden .; 9 19.8 29 da 
Worin Frame me 75 Berlin Görlitzer 5 20,15 bz / 
do. do. II. Em. 5 [104,66 B Breslau-Warschau| 0 0% 6 20.25 6 
do. 50lpf.rkalbr.m.11015 9055 5 Halle. Sorau Gub. . 0 0 639,0 bz& 
ae. d: do. do, wine “109 28 BG [Hannover- Alten. 0 | 0 s | 26,5 520 
Meininger Präm.-Pfdb. 4 109,75 b. Kohlfurt-Falkenb.| 0 823 
. >> 8 Märkisch - Posener Ba 4½ 5 | 86,50 bz 
es. Bodener.- . , Magdeb.-Halberst.| 31/9 | 31% 3½ 77.90 620 
do, do, 4½ 94,80 G wiede tg. 018° 0800 54e 
Südd. Bod.-Cred.-Pfab. 5 103,10 G Ostpr. Südbahn 5 8. 5 8825 15 
do. do, 41739142701 98,70 @ Rechte-O.-U,-E... .| 62/5 | 61 ö 111,10 bz 
Ausländische Fonds, Saal hahn. [0 3 | 1828 br 
Geest. 8 1 Sr 0 Weimar- Gera 0 0 15 | 13,25 bz 
2 do. -l. 10. 5 2 
do. Goldrente 4 | 61,90 bzB 
25. Papierrente 1 1. „44 9050 120 Bank- Papiere. 
„ der Präm.-Anl. 9, 2 x 9” 9% 
do. Lott. Anl. v. 60 % [107.00 b Ati Pantene 0 9 [4 | 2725 ba 
de. Credit-Loose . . fr. [297.90 B pe Kassen- Ver. 10 ½ ns 114420 B 
9 Me e En “2 13 12 Berl. Handels-Ges, 8 8 4 — 2 
. „Anl. v. 6415 N Url. Prd.-u.Hdls.-B.| 6½ 5 2 
0 1 pine 3 1210 b  [Braunschw. Bank, 1 1 1 6580 520 
40. — 2 im ar Bresl. Disc.- Bank. b 55.50 G 
do. Cent.-Bod.-Cr.-Pfb. 5 | 72,75 bz Bresl. Wechslerb.| 5½ 5½ 4 | 73,25 @ 
Buss.-Poln,Schatz-Obl.4 | 79,10 0. Coburg. Cred.-Bnk.| 4% 5 4 71,80 bz 
Poln. Pfudbr. III. Em. 6 | 60,80 bz Danziger Priv.-Bk.| 7 o 4 1040 1 
Poln. Liquid.-Pfandbr.\4 3.90 bz Darmst. Creditbk.) 6 | 634 4 116,28 bz@ 
Amerik. rückz. p. 188116 104,75 8 Darmst. Zettelbk.| 5½ | 53, 4 100,25 6 
do. e,, e Deutsche Rank .. 6 6 4 10200 bz 
2 25 so le: 1 22 5 05 do, Reicksbank| 6½ 6,29 12708190 bzB 
al, 50% Anteins % * N do. Hyp.-B. Berlin) 8. 7½% 14 8 G 
Teal, Tabak-Oblig. %% | _ — Dise.-Comm.-Anth. 4 8 4 31.6 da 
eee do. uit. 4 5 4 113225 131,75 
Rumänische Anleihe . — Genossensch.-Bnk.| 55, 5½ [490,78 0 
Türkische Anleihe . fr. | 11,60 etbzG 5 ö 61% 99, 
Ungar, Goldrente . 6 22,1 bz e eee 
Unt. Jad. Eienb. A5 | 71 G eee ee ee 

N A e Hamb. Vereins-B. 10 10% —— 
Schwedische 10 Thlr.-Loose — 5 14 1 27 
Flansche 10 Thlr.-Loose 37,90 bzG- ah Ver Bei rad 5 1 28 0 
Türken-Loose 36,75 bad Ludw.- Iz. Ko eki 51% a 1 115 0 . 

4 PN Leipz. Cred.-Anst,| 6 5273 „20 bzB 

a 8 er en Luxemburg. Bank| 6 60 h 5,00 G 
Berg.-Märk. Serie II. 4½ 100 G Mägdeburger do. | 6 590 30 bz 

do. HL v. St. 31½.3½ 65,00 B Meininger do. 2 4 176.25 etbzd 

do. do. VI. 4½ 99,80 8 Nordd. Bank ...| 8 8 ½ 4 139.40 0 
do. Hess, Nordbahn. 5 103,50 G Nordd. Grunder.-B.| 8 4 | 49,50 bzB 
Berlin-Görlita ++ 40 101,0 8 e wer Bk. 11 20 > . 

do. —— ee Oest. Cred.-Actienſ 1½ 64 13911,-3911 

— He. 0 R 944 ao bz Posener Pro.-Bank 95 42 N 90 fin G a 
Breslau-Freib. Lit, 6. 4½ Pr. Bod.-Cr.-Act.-B. R 74,75 bz 

do. I. F. 4½ — — Pr. Cent.-Bod.-Crd,| 91, | 91 4 1116,25 bz@ 

en — 5 425 FF En Sächs. Bank 1 8 > 103,20 G 

0. 0. 4½ 34% Schl. Bank-Verein 86,25 B 

dan do. K. 4½ 94,50 B Weimar. Bank . 0 4 4 31,64 bz 
FÜR a 50 are Be Wiener Unionsbk.| 11½¼ 4 3½ [4 [118,00 @ 

Ai Lit. A. 2 

do. it. B. 4½ 100,00 G 

. . . iV. 4 | 93,60 bz 2 
ER Ger V. 15 10150 B 5 In Liquidation, f 

e-Sorau-Guben . 4½ 101,30 b Berliner Bank — — fr. 4,00 G 
Hannover Altenbeken. 4½ — — Berl. Bankverein — — fr. 27G 
Mürkisch-Posener . . 4 10 G Berl. Wechsler-B. — — fir. 
N.-M. Staatsb. I. Ser. 1 | WG Centralb. f. Genos) — |— ftr. 1200 R 

en: A . — 1 = = ä 9 Unionsb.) — | — fr. | 19,75 @ 

do, . „I. u. II. . Gwb. Schuster u. C. 0 — kr. — — 

Sen . W 98 Moldauer Lds.-Bk.| 0 n 
A. 1 wi Ostdeutsche Bank| — — fr. — — 

> = anne 1 80 G Pr. Credit- Anstalt len le ee 

BOT ee 5 Sächs. Cred.-Bank 5½ — fr. 105,50 & 

F N Schl. Vereinsbank. 0 | — |fr. 61.00 da 

. ai 100 0 beg Thüringer Bank . 10 ir. | 74,50 ba 

2 oroı. 2 ’ — 3 

do. 1 4151100 G 

R 4½ 101,30 0 Industrie- 

do. von 1809. 5 01,70 ba 1 e-Paplere. 

do. von 1873, .4 | 91,90 8 e Ne je | 495 6 

do. von 1874. 4½ 99,80 G Deen e eee 

do. Brieg-Neisse 4½ -- — do, Reichs- u. Co.-B. 4 | 69,75 6 

do. Cosel-Oderb.d "| 95 0 Märk. Sch. Masch.G| 0 0 44 | 1930 bz 

do. do. 5 1103,20 0 Nordd. Gummifab.| 5 4 4 466 

40.Stargard-Posen 17 at, Westend. Com.-G. 0 — fr. 0506 

0. do. II. Em. 4½ — — 

do. 7 1a RER Pr. Hyp.-Vers.-Act. 12½ 8 4 | 84,90 0 

ie Bene 5 Hk — Schles. Feuervers. 18 25 fr. 960 
Ost 5 U 2 — 

Rec nn N 1 99.90 ben Donnersmarkhütt. 3 3 4 3 — 6 

Schlesw. Eise e Dortm. Union 0 — 4 0 va 
ee uo, abgest. 0 — 4 118975 

Dude e. Nadeln: fr. 0 b, H Tauckhemmer- . 7 1 2900 bzo 

. . Emissi U 76 bi r 1 % 
Prag-Dux ... . h 5 1080 5 Marienhütte .. 5 5 3 5 46,00 6 
Gal. Carl-Ludw.-Bahns 86 Oschl. Eisenwerke — — 
C 
Ung. Nordostbahg. 50.0 “% Ischl. Zinkh.-Aetien 7 6½% J | 75.00 B 
Ung. Ostbahn ..... 5 63.50 6 do. 1 . 61, 4½ 28 
Lemberg- Czernowitz s 66.30 8 Tarnowitz. Bergb. 6 4 41,50 

do. do. II 68.25 v6 Vorwürts hütte 0 — 44 — — 

do do. MI. 6 | 6050 etı er 
Lg: do. IV. s 060 Pac ÜBaltischer. Lloyd — |— ft. 8 0 
Mährische Grenzbahnfs 52.30 8 Bresl. Bierbrauer. 0 0 re 
Mähr.-Schl. EA . m 18,10 6 Past; 8 En - r — * 

do. . . r. — — o. ver. Oelfabr. 3 76 B 
Kronpr. Rudolf. Bahn . | 65,20 bz Erdm, Spinnerei . 0 0 N 
Oesterr.-Französische .|3 e 3 Eisenb.-B.| 134 | 4 x 17 5 75 

do. do. II. 3 324, onlm. s Wag. Fabr. 0 0 4 6.50 1 
de, südl, Staatsbahn 3 239,0 bz 0.-Schl. Eisenb.-B. 0 0 4 | 29,25 bz 
do. neue 3 239,00 9 1 Leinenind. ; 8 ui 1 nm 6 

8 Obligationen ö 32,50 02 „Porzellan. 1 2 
— Eisenb.-Oblig 0 | 82,25 546 Wälhelmsh, MA. 0 0 4 22,10 6 
Warschau-Wien II. 5 97,7% bz 

do. III. 5 | 93,30 bz 

do. IV. . 5 | 83,60 B Bank- iscont 5 pt. 

do, V. . 6 79,90 bzB Lombard-Zinsfuss ö pCt. 


— *. 


Amſterdam, 26. Nopbr. Bei der heute von der Niederländiſchen Han⸗ 
delsgeſellſchaft abgehaltenen Zinn⸗Auction wurden wurden 23,817 Blöcke 
Bankazinn zu 39½—40 Gulden zum Verkauf geſtellt. Der Mittelpreis be⸗ 
trug 30% Gulden, Es wurde Alles verkauft. 


neee ee 


Telegraphiſche Depeſchen. 
5 (Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.)) i 

Wien, 26. Nov. Meldungen der „Polit. Correſp.“ Aus 
Konſtaretinopel vom 26. d.: Savfet Paſcha hat dem hieſigen 
griechiſchen Geſandten die Zuſicherung ertheilt, daß die türkiſchen Dele⸗ 
girten für die türkiſch⸗griechiſche Grenzregulirungs⸗Commiſſion noch 
im Laufe dieſer Woche ernannt werden würden. — In den von den 
ruſſiſchen Truppen noch beſetzten türkiſchen Ortſchaften werden türkiſche 
Beamte nicht zugelaſſen. — Midhat Paſcha, welchem die Pforte be⸗ 
deutete, daß er auf ſeinen beabſichtigten kurzen Aufenthalt in Konſtan⸗ 
tinopel verzichten möge, iſt in Beiruth eingetroffen. — An Stelle 
des abberufenen Generalgouverneurs von Skutari, Huſſein Paſcha, 
iſt der Vertheidiger von Batum, Ferik Arif Paſcha, zum Civil⸗ 
und Militärgouverneur von Albanien ernannt worden. — Aus 
Bukareſt: Fürſt Carl iſt in Begleitung des Miniſterpräſidenten 
Bratiano heute Morgen in Braila eingetroffen, um dem Uebergang 
der rumäniſchen Truppen über die Donau beizuwohnen. Der Fürſt 
wurde bei feinem Eintreffen von der Bevölkerung enthuſiaſtiſch 
empfangen. Der Uebergang über die Donau wird vorausſichtlich drei 
Tage dauern. 

Peſt, 26. Novbr. Das Abgeordnetenhaus beendete die General⸗ 
debatte betreffs der Adreſſe. Hierauf hielten der Referent des Aus: 
ſchuſſes und Graf Apponyi die Schlußreden. Morgen werden die 
übrigen Antragſteller die Schlußreden halten, worauf die Abſtimmung 
erfolgt. 

Paris, 26. Novbr. Eine Depeſche des „Temps“ aus Rom 
meldet: Die ſocialiſtiſchen Agitationen in den Provinzen dauern fort. 
Der Adjunct des Municipalrathes in Oſimo (bei Ancona) wurde er⸗ 
dolcht. In Jeſi (Diſtriet Ancona) fanden republikaniſche Kundgebungen 
unter Vorantragung der rothen Fahne ſtatt. 

Verſailles, 26. Noobr. Die Deputirtenkammer nahm das Budget 
des Kriegsminiſteriums an. Der ehemalige Deputirte, frühere Senator 
des Kaiſerreichs, Saint Paul iſt geſtorben. 

Saragoſſa, 26. Nov. In Folge der Entdeckung eines Complots, 
welches die Störung der öffentlichen Ruhe bezweckte, ſind weitere zahl⸗ 
reiche Verhaftungen vorgenommen worden. Die Regierung hat 


energiſche Maßregeln zur Aufrechterhaltung der Ordnung angeordnet. 53,8 


Trieſt, 26. Novbr. Die italieniſche Barke „Carmella“ mit circa 
400 Faß Petroleum iſt in der Bucht von Muggia in Brand gerathen. 


Aus Hirſch' telegraphiſchem Bureau.) 
Konſtantinopel, 25. Nov. Gutem Vernehmen zufolge hat der 
ruſſiſche Botſchafter Fürſt Lobanoff in einer geſtern mit Savfet Paſcha 
gehabten Unterredung die Erklärung abgegeben, daß Rußland durch⸗ 
aus nicht die Abſicht habe, erneut gegen die Türkei aggreſſiv vor⸗ 
zugehen. Wenn die Pforte derartigen Befürchtungen Ausdruck 
zu geben wiederholt Veranlaſſung genommen habe und ſich 
hierbei darauf ſtütze, daß die ruſſiſche Regierung ihre Streit: 
kräfte auf türkiſchem Gebiet fortgeſetzt auf Kriegsfuß halte, 
ſo möge die Regierung des Sultans berückſichtigen, daß die ver⸗ 
zögerte Ausführung des Berliner Vertrags und die noch immer 
nicht erfolgte Vereinbarung eines Definitivfriedens Rußland nöthige, 
keine derjenigen Poſitionen aufzugeben, durch welche die Pforte 
zu dem Glauben gebracht werden könne, daß die Vertragsmächte ge⸗ 
willt ſeien, die Conferenzbeſchlüſſe andauernd in der Schwebe zu laſſen. 
Gegenüber einer loyalen Ausführung der Berliner Vereinbarungen 
ſeitens der Türkei werde Kaiſer Alexander freudig die beſetzten tür⸗ 
kiſchen Provinzen wieder der Sbuveränität des Sultans überant⸗ 
worten. Dies könne jedoch nur dann geſchehen, wenn der Berliner 
Vertrag türkiſcherſeits voll und ganz erfüllt worden ſei. 
Konſtantinopel, 25. Nov. Hieſige, der Regierung naheſtehende Kreiſe 
beſtätgen, Lord Beaconsfield habe eingewilligt, daß die Türkei als Aequi⸗ 
valent für die Annahme der für Aſien gemachten engliſchen Reformvorſchläge 
unter der bereits erlangten Zuſtimmung des franzöſiſchen Gouvernements 
die Genehmigung erhalte, am engliſchen und franzöſiſchen Markte eine 
4procentige Anleihe von 25 Millionen Pfund Sterling effectiv aufzulegen, 
welche England garantiren werde. Dagegen werde die engliſche Regierung 
unter ihrer Verwaltung zur Sicherſtellung der Verzinſung und Amortiſation 
dieſer Anleihe nachfolgende türkiſche Revenüen 1 laſſen: 
Egyptiſcher Tribut . . 680,000 
Reineinkünfte Cyperns?s . „ 140,000 
Theilweiſe Einkünfte Syriens: „ 180,000 
L. 1,000,000 
Die neue Anleihe ſoll verwandt werden: 5 
1. I. 12 Millionen zur Löſchung der Schulden von 1854, 1855, 
1871 und 1877. 
a br der Caimés. 
„ Einziehung der jogenannten „Bechlik“, 
einer Münze aus Compoſition. 
„ beſchleunigten Einführung der Reformen 


4. „ 6 
und theilweiſen Tilgung der von den ſchwebenden Schulden reſtirenden 
Coupons. 
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Berlin, 26. Nopbr. [Börſe.] Der Börſe fehlte heute jede Anregung 
und zählt dieſelbe daher zu den trägſten und geſchäftsloſeſten, auch das 
Coursniveau erfuhr nur ganz umefentlide Veränderungen. Der Regu⸗ 
lirungsperkehr blieb ebenfalls durchaus unbedeutend, die Liquidation voll⸗ 
zieht ſich aber leicht. Geld war heute etwas flüſſiger, Schatzſcheine wurden 
u 4% gehandelt. In der Prolongation bedangen: Credit 50—60 Pf. 

ep., Lombarden 70 Pf. Dop., Franzoſen 60 Pf. Rep., Disconto⸗Comman⸗ 
dit 0,30— 7% Rep., Laurabütte 0,10% Rep., Italiener 0,10% Dep., Oeſterr. 
Goldrente 4 Dep., Oeſterr. Papierrente 3% Dep., 5% Ruſſen, alte 
0,05 Dep., neue 0,15—0,17½ Dep., Ruſſ. Noten 0,85—1 M. Rep. Die 
internationalen Speculationspapiexe ſetzten mit ihren geſtrigen Schlußcour⸗ 
ſen ein und hielten ſich auch während der Börſe vollkommen unverändert 
auf dieſen Notirungen. Der geſammte Verkehr auf dieſem Gebiete diente 


lediglich der Ultimoregulirung, ein von dieſer unabhängiges Geſchäft 
fand faſt nicht ſtett. Die Oeſterreichiſchen Nebenbahnen blieben 
anz unverändert, da ſich weder Angebot noch Nachfrage zeigte. 
uch die localen Speculationseffecten haben nur einen Verkehr von 


der allergeringſten Ausdehnung aufzuweiſen. Disconto⸗Commandit⸗ 
antheile bekundeten gute Feſtigkeit und ebenſo konnten Lauragetien eine 
günſtige Tendenz zum Ausdruck bringen, ohne daß aber der Verkehr erwei⸗ 
terte Formen angenommen hätte. Es notirten: Disconto⸗Commandit ult. 
132,10—132.: Laurahütte ult. 69,75—69,90. Das Geſchäft in den auslän⸗ 
diſchen Staatsanleihen trug einen durchaus luſtloſen Charakter. Die Cours⸗ 
notirungen ſchlugen meiſt weichende Richtung ein, namentlich zeichnet ſich 
in dieſer Richtung ungariſche Rente aus. Ruſſiſche Werthe ebenfalls 
ſchwächer. öproc. Ruſſiſche Anleihen per ult. 80, Ruſſiſche Noten nicht 
unbelebt, per ult. 197 4—7 , per December. 198 —8 f (Vorprämie 
201½/⁰½), pr. Januar 199½—9 (Vorprämie 20244/3%). , 9 were und 
andere deutſche Staatspapiere unverändert ſtill. Eiſenbabn⸗Prioritäten 
hatten einen etwas regeren Verkehr bei feſter Haltun TEN 
Von einheimiſchen Deviſen waren bevorzugt: Rhein⸗Nahe, Berlin 
Dresdener und Potsdamer D—F. Auf dem Ciſenbahn⸗Actienmarkte 
ſtagnirte das Geſchäft vollſtändig. Anhalter, Potsdamer und Hal⸗ 
berſtädter behauptet, Stettiner matter. Rumäniſche Actien und Obli- 
gationen ſchwächer, Werrabahn ging bei ſteigender Notiz recht leb⸗ 
haft um. Im Uebrigen leichte Bahnen vernachläſſigt. Bankactien unbe⸗ 
lebt, Hannoverſche Bank beſſer, Brüſſeler Bank erhöhte die Notiz. Nord⸗ 
deutſche Grundereditbank und Gothaer Grunderedit weichend. Deutſche 
Bank ging wiederum im Courſe zurück. Leipziger Credit matt. Reichsbank 
niedriger. Induſtriepapiere zuhig, aber ziemlich feſt. Paſſage erhöhte die 
Notiz. e chemiſche Fabrik beſſer. Tivoli⸗Brauerei anziehend. Nord⸗ 
deutſche Eiswerke gedrückt. Dankberg Ofenfabrik hoͤher. Deſſauer Gas, 
Nolte Gasactien und Magdeburger Gasactien beſſerten die Notirungen. 
Greppiner Werke gingen zu hüherer Notiz um. Volpi und Schlüter des⸗ 
gleichen. Lauchhammer ſteigend. Montanwerthe fanden nur wenig Beach⸗ 


fung. Stollberg Prioritäten in guter Frage. Mechernicher matter. 


N 
> 


Um 2% Uhr: Je 
Reichsbank 154,20, Disconto⸗Comm. 132,25, Laurahütte 70,0 

Italiener 74,20, Oeſterreichiſche Goldrente 61,70, Ungariſche do. 72,00, 
1 05 Silberrente 53,80, do. Papierrente 52,70, 5 proc. Ruſſen 80,00, 
Köln⸗Mindener 103,75, Rheiniſche 108, Bergiſche 77,75, Rumänen 34,80, 
Ruſſ. Noten 180,00. 

Coupons. (Courſe nur für Poſten.) Oeſterreich. Silberrent.⸗Cp. 173,25 
bez., do. Eiſenb. Cp. 172,75 bez. do. Papier in Wien zahlb. min- 
50 Pf. k. Wien, Amerikan. Gold⸗Dollar⸗Bonds 4,18 bez., do. Eiſenbahn⸗ 
Prioritäten 4.17.50 bez., do. Papier⸗Dollars 4,16 bez., 6% New⸗Nork⸗City 
4,17.50 bez., Ruſſ. Central⸗Boden min. 20 Pf. Paris, do. Papier und 
verl. min. 75 Pf. k. Vet, Poln. Papier u. verl min. 75 Pf. Warſchau⸗ 
Ruſſ.⸗Engl. conſ. verl. 20,49 bez., Ruſſ. Zoll 20,49 bez., 22er Ruſſen 
, —. Große Ruſſ. Staatsbahn —, —., Ruſſ. Boden⸗Credit 20,15 pr. Jan., 
Warſchau⸗Wiener Comm. —— bez, 8% Rumäniſche Staats⸗Anleihe 
3 —, Warſchau⸗Terespol 20,17 bez., 3% und 5% Lombard min. 10 Pf. 
2 60 1 — in Sah zahlbar > 92 f. ha ae 
25 Pf. Amſterdam, Schweizer minu . Paris, Belgiſche minus! . 
Brüſſel, Verl. Lſtr.⸗Obligat. 20,40 bez. 5 


Berlin, 26. Novbr. [Producten⸗ Bericht.] Das Wetter 10 veränder⸗ 
lich und ſehr mild. Der Getreidemarkt war außerordentlich ſtill, die Hal⸗ 
1 Allgemeinen matter, als in den letzten Tagen. — Roggen hat fi 
im Werthe nur ſchwach behauptet. Um biyeinjelte Abſchlüſſe auf Termine 
zu ermöglichen, haben Verkäufer ſich entgegen 

oco iſt der Handel ganz unbedeutend. — Roggenmehl matter. — Weizen 
wurde ſehr wenig umgeſetzt, obſchon man etwas billiger zu kaufen Gelegen⸗ 
heit fand. — Hafer loco flau. Termine matt. — 9 
Preiſe unverändert. — Petroleum feſt. — Spiritus war heute matt und 
beſonders loco und auch November billiger käuflich. Waare iſt ſtark zuge⸗ 
führt, das Angebot behielt die Oberhand. > 

Weizen loco 150-195 M. pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, feiner 
weißer märkiſcher — M., gering. gelber märkiſcher — M., bunt märk. 
— Mark ab Bahn bez., per November — M. bez. per November⸗December 
174—173% M. bez., per April⸗Mai 181—180% Mark bez., per Mai⸗Juni 
183 M. Br., 182½ M. Gd. Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis — M. 
— Roggen loco 118—134 M. pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, ruf. 
und poln. 118—212 M. ab Bahn, frei Wagen bez. neuer ruſſiſcher 124 M. 
ab Bahn bez., neuer inländiſcher 126—131½ M., feiner inländiſcher — M. 
ab Bahn und Kahn bez., per November und November⸗December 120 M. 
bez., per December⸗Jannar 1194 M. bez., per Januar⸗Februar 121 M. 
bez., per April⸗Mai 122% Mark bez., per Mai⸗Juni 123 Mark bez. Ge⸗ 
kündigt 2000 Ctr. Kündigungspreis 120 M. ) 
nach Qualität gefordert. — Mais loco — M. nach Qualität gefordert. 
Spiritus loco ohne Faß 53 M. bez., per November 54,3—53,7 bis 


„8 M. bez., per November⸗December 51,8—51,6—51,7 M. bez., per April⸗ 
Mai 52,9—52,6—52,7 
Gekündigt 10,000 Liter. Kündigungspreis 54 Mark. 


# Breslau, 27. Nov., 15 Uhr Vorm. Die Stimmung am heutigen 
era war im Allgemeinen ſehr ruhig, bei mäßigem Angebot Preiſe uns 
erändert. 

Weizen, nur feine Qualitäten behauptet, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
neuer weißer 18,40—15,80—17,20 Mart, neuer gelber 13,20—15,60 bis 16,60 
Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. ö 

Roggen in ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. 11,00 bis 12,00 bis 12,60 
Mark, flute Sorte über Notiz bezahlt. ’ 


ommend verhalten müſſen. 


* 


ft. Credit 393,50, Lombarden 119,50, Sramgofen, 105 a 


Nüböl beinahe geſchäftslos. 


— Gerſte loco 112—185 M. 


— 


Mark bez., per Mai⸗Juni 53— 52,8 —52,9 Mark bez. 


Gerſte, nur feine Qualitäten preisßaltend, pr. 100 Kilogr. neue 12,40 


bis 13,50 Mark, weiße 14,20 —14,70 Mark. ö 
Hafer ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. neuer 10,20—10770—11,20 
bis 12,20 Mark. 
Mais ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. 11,20—12,20—12,80 Mark. 
Erbſen gut behauptet, pr. 100 Kilogr. 13—14— 16 Mark, Victoria⸗ 
17,50 —18,50— 19,50 Mark. 
Bohnen ſchwache Kaufluſt, pr. 100 Kilogr. 15,50—16,50—18 Mark. 
Lupinen ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. gelbe 8,00 —8,20—8,50 Mark, 
blaue 8,00 —8,10—8,40 Mark. ! 2 
Wicken ſchwacher Umſatz, pr. 100 Kilogr. 10,40—11,00—11,60 Mark. 
Pro 100 Kilogramm netto in ER und . 


Schlag⸗Leinſaat ... 24 25 50 
Winterraps 24 25 21 — 18 50 
Winterrübſen . 23 75 20 50 18 50 
Sommerrübſen ..... 23 — 20 50 18 50 
Leindotten 21 — 20 — 17 50 


Rapskuchen matter, pr. 50 Kilogr. 6,50 —6,80 Mark. 
Leinkuchen matter, pr. 50 Kilogr. 8,30 —8,60 Mark. 


Kleeſamen ohne Aenderung, rother feine Qualitäten blieben beachtet, 


pr. 50 Kilogr. 37—40—44 Mark, weißer ruhig, pr. 50 Kilogr. 44—57—64 
Mark, hochfeiner über Notiz. 5 
Thymothee nominell, pr. 50 Kilogr. 15—18—19 Mark. N 
Mehl ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 25,25—27,25 
Mark, Roggen fein 19,00—20,00 Mark, Hausbacken 18,75—19,25 Mark, 
Roggen⸗Futtermehl 8,50 —9,50 Mark, Weizenkleie 7—8 Mark. : 
Heu 2,40—2,80 Mark pr. 50 Kilogr. 2 
Roggenſtroh 18,00 20,00 Mark pr. Schock & 600 Kilogr. h 
Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts ⸗ 
Sternwarte zu Breslau. 
| ei U. | Morgens 6 U. 


Nov. 26., 27. Nachm. 2 U. 
e 


Luftwärmdeeeeeeeeeee + 5% I 
Luftdruck bei o 329% 13 329% 02 328.69 
Zus re 4 ER — 8 — 5 
Dunſtſättigung 76 pCt pCt. pEt. 
ee ee eee ER. 1. S. 2. 
Wetter 8 trübe. 3. heiter. bedeckt. 


— . —— • äUð— 
Breslau, 27. Nov.][Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 18 Cm. U.⸗P. — M. 64 m. 
— —-—— ̃ llv—ũ———— 

In der Vorverſammlung der Wähler der ar Abtheilung wurden 


folgende Candidaten für die Stadtverordneten⸗Wahlen aufgeſtellt: 


1) Herr Fabrilbeſitzer Joh. Promnitz, 

27 „ ute Freund, ö 
3 „ Fabrikbeſttzer Bock, 1 
4) „ Gerichts⸗Aſſeſſor a. D. Milch, 

5) „ Geh. Regierungsrath Grapow, 

7 „ Mühlenbeſitzer A. Anwand, f 
7) „ Commerzienrath Fromberg, 1 
8) „ Fabritbeſitzer Moritz Pringsheim, 

9) „ Gerichts-Aſſ le a. D. Landsberg, N 
10 Juſtizrath iſcher, { 
11) „ Kaufmann Carl Sturm, N 
12) „ Kaufmann L. . 

13) „ Bangquier Fedor Pringsbeim, 

10 55 Geh. Kriegsrath a. D. Baretzky, Rt 

15 Alb. Schweitzer, Director der Immobilien⸗Bank. 


ie Wahl“ findet heute Mittwoch, Vormittags von 9—12 Uhr u 
Nachmittags ei 2.54 Ur im Sizungsſaale 755 Stadtverordneten ſtah 


tac ne , interpalckots 
| Kaiſerpaletots 


„M.: „Die Ber von Saba.“ 
5 Oper mit Tanz in 5 Acten 

für Herren und Knaben 

jeden Alters. 


(nach einem Text von Moſenthal) 
Reichhaltigſte Auswahl. 


von Carl Goldmark. 
Donnerstag, den 28. Novbr. Z. 8. M.: 

Durch beſonders günftige Ein, 

i öhnli billige 

käufe anßergev ohh 108 110 


Augier. 


„Die Familie Fourchambault.“ 
Preiſe im 


Schauſpiel in 5 Aufzügen von Emil 
[8237] 
Kleider⸗Bazar 


Ein gebrauchter kupferner 
Braukeſſel, 20925 Fee 0 
Inhalt, nebſt gebrauchter kupfer⸗ 
ner Bierpumpe, wird zu kaufen 
geſucht. Offerten beliebe man 
an Herrn J. Morowsky in 
Beuthen OS. zu richten. 


echtsſtraße 59 
N 3 u. 55 bbebrüle⸗ 


j R : Dr. Stein. 1 
Geaß, Brrlb u. Cant. (. Friedrich in Breslau 


Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. 


Gebr. Taterka, 


